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Der Kampf gegen Arbeitslosigkeit, Ausbildungsman-
gel und Sozialabbau prägte wie die Jahre zuvor die
Aktivitäten des DGB-Bezirks im vergangenen Jahr.
Unserem Aufruf zum europäischen Aktionstag nach
Berlin sind am 3. April gut dreißigtausend Menschen
aus Niedersachsen, Bremen und Sachsen-Anhalt ge-
folgt. Sie haben einer Politik des Sozialabbaus eine
klare Absage erteilt. Auch der erste Mai stand ganz
im Zeichen der Forderung nach einer gerechten Poli-
tik. Unter dem bundesweiten Motto „Unser Europa –
frei, gleich, gerecht“ hatte der Deutsche Gewerk-
schaftsbund dazu aufgerufen, anlässlich der EU-
Erweiterung für ein soziales Europa einzutreten.

Scharfe Kritik übte der DGB im vergangenen Jahr an
den beschlossenen Kürzungen bei Arbeitslosen im
Rahmen der Hartz–Gesetze. Vor allem in Sachsen-
Anhalt spiegelte sich der Protest der Betroffenen auf
zahlreichen Montags-Demonstrationen. Einige Nach-
besserungen konnten zwar erreicht werden. Unsere
Kritik, etwa an den verschärften Zumutbarkeitsrege-
lungen und an Ein-Euro-Jobs, bleibt aber bestehen.
Unsere Aufgabe wird es weiter sein, über die Aus-
wirkungen zu informieren und für Alternativen zu
streiten.

Der Druck auf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
hat sich im vergangenen Jahr verstärkt. In Tarifrunden
drohten Unternehmen damit, Stellen ins Ausland zu
verlagern. Sie hoffen, längere Arbeitszeiten und nie-
drige Löhne zu erreichen, in dem sie Beschäftigte mit
dem Argument sicherer Arbeitsplätze erpressen. Die
Gewerkschaften haben bewiesen, dass sie durch ihre
Tarifpolitik flexibel und wirksam Beschäftigung sichern
wollen und können.

Die Politik in allen drei Bundesländern war bestimmt
durch die schwierige Haushaltslage der Länder. Die
Landesregierungen versuchen, die durch mangelnde
Vorausschau und verfehlte Steuerpolitik entstandenen
Lücken in den öffentlichen Haushalten zu stopfen,
indem sie BeamtInnen und Angestellte zu längeren
Arbeitszeiten und Nullrunden zwingen wollen. Trotz
Demonstrationen und Proteste mussten der DGB und

die Gewerkschaften des Öffentlichen Dienstes Ein-
schnitte wie die Streichung des Urlaubsgeldes und die
Kürzung des dreizehnten Monatsgehalts bei Beamtin-
nen und Beamten hinnehmen.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund wird sich weiter
aktiv in die Politik in Niedersachsen, Bremen und
Sachsen-Anhalt einmischen. Wir werden Konzepte für
eine gerechte Verteilung von Arbeit, Einkommen und
Vermögen vorstellen und von der Politik fordern, dass
gleiche Chancen für alle geschaffen werden.

Wir bedanken uns bei allen Kolleginnen und Kollegen,
mit denen wir 2004 erfolgreich zusammen gearbeitet
haben und die sich engagiert für unsere gemeinsamen
Anliegen einsetzen.

Vorwort

Hartmut Tölle

DGB-
Bezirksvorsitzender

Udo Gebhard

Stellvertretender 
Bezirksvorsitzender

Helga Ziegert

Regionsvorsitzende
Bremen

Hartmut Tölle
DGB-Bezirksvorsitzender 

Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt

Udo Gebhard
Stellvertretender Bezirksvorsitzender

Helga Ziegert
Regionsvorsitzende Bremen
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Niedersachsen

Hartz-Gesetze

Selbstverwaltung
Die weitere Umsetzung der „Gesetze für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“, besser unter
ihrem Kurznamen als Hartz-Gesetze bekannt, beein-
flusste unsere Arbeitsmöglichkeiten. Die Selbstverwal-
tung in den einzelnen Arbeitsämtern ist verkleinert
und in ihren Rechten eingeschränkt worden. Die
Selbstverwaltung auf Ebene des Landesarbeitsamtes,
neu Regionaldirektion Niedersachsen-Bremen, ist seit
Anfang des Jahres per Gesetz endgültig abgeschafft.
Für uns erschwert dies die Möglichkeiten landesweit
sowohl Informationen zu erhalten als auch Einfluss
auf die Arbeitsmarktpolitik zu nehmen.

Die Regionaldirektion Niedersachsen-Bremen hat,
angeregt durch die Unternehmerverbände und den
DGB, auf freiwilliger Ebene einen Informationskreis
eingerichtet, zu dem sie eine kleine Runde der ehe-
maligen drei Bänke einlädt. Das ist besser als nichts,
gleicht aber die Gesetzesverschlechterung nicht aus.

Betroffene
Nach uns bisher vorliegenden Zahlen gehen wir davon
aus, dass durch die Einführung des Arbeitslosengeldes
(ALG) II rund 120.000 bis 130.000 Arbeitslose in Nie-
dersachsen deutlich weniger Geld bekommen werden.
Diese Zahlen beruhen auf Berechnungen, nach denen
20 Prozent der bisherigen Arbeitslosenhilfeempfänge-
rInnen nach Einführung des ALG II gar keine finanzielle
Unterstützung mehr bekommen werden und 51 Pro-
zent mit geringeren Leistungen auskommen müssen.

Zuständigkeiten
Ursprünglich war vorgesehen, dass die Umsetzung
des Arbeitslosengeldes II in Arbeitsgemeinschaften
zwischen der Agentur für Arbeit und den Kommunen
geleistet wird. Im Vermittlungsausschuss ist es der
Opposition, unterstützt vom niedersächsischen Minis-
terpräsidenten, gelungen durchzusetzen, dass in 69
Regionen bundesweit die Kommunen Alleinträger des

ALG II sein können. In Niedersachsen haben sich fol-
gende dreizehn Kommunen zur Alleinträgerschaft
entschlossen: Landkreis Osnabrück, Landkreis Peine,
Landkreis Emsland, Landkreis Osterode am Harz, Land-
kreis Osterholz, Landkreis Grafschaft Bentheim, Land-
kreis Leer, Landkreis Verden, Landkreis Oldenburg,
Landkreis Göttingen, Landkreis Rotenburg, Landkreis
Soltau-Fallingbostel, Landkreis Ammerland. Sowohl
die Vertragsabschlüsse für die Arbeitsgemeinschaften
als auch die Vorbereitungen der Optionen sind nach
unseren Informationen bei Redaktionsschluss noch
nicht abgeschlossen.

Neben den beiden beschriebenen Zuständigkeiten gibt
es in Niedersachsen Bereiche, in denen weder eine
Kommune die Alleinverantwortung übernommen hat
noch eine Arbeitsgemeinschaft gebildet worden ist.
Hier müssen sich betroffene Arbeitslose weiter an
beide Behörden wenden. Der DGB hat von der Nieder-
sächsischen Landesregierung ein Gesamtkonzept ein-
gefordert, das beinhaltet, wie arbeitslose Menschen
gefördert und nicht nur finanziell gefordert werden.
Es liegt noch nicht vor. Wenn das ALG II Anfang 2005
umgesetzt wird, könnte es zu etlichen Verwerfungen
kommen, die durch den Flickenteppich unterschied-
licher Zuständigkeiten noch verstärkt werden.

Ein-Euro-Jobs
Um die Einrichtung der Arbeitsgelegenheiten mit Mehr-
aufwandsentschädigung, die sogenannten Ein-Euro-
Jobs, läuft im Moment eine intensive Diskussion. Ein-
Euro-Jobs sind keine Arbeitsverhältnisse im arbeits-
rechtlichen Sinne. Bis Mitte Januar 2005 soll in Nie-
dersachsen versucht werden, eine gemeinsame Um-
setzungsposition mit der Regionaldirektion der Bun-
desanstalt für Arbeit, den Arbeitgebern, der Freien
Wohlfahrtspflege, den Kommunalen Verbänden, dem
Niedersächsischen Wirtschaftsministerium und den
Gewerkschaften zu formulieren. 

Unser Hauptaugenmerk liegt dabei darauf, dass Ein-
Euro-Jobs

D keine reguläre Arbeit verdrängen,

D zusätzlich und gemeinnützig sind,

Schwerpunkte
Arbeitsmarktpolitik
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D Qualifikation vermitteln und

D auf dem Prinzip der Freiwilligkeit aufbauen.

Diese Jobs müssen Ultima Ratio bleiben und dürfen
keinesfalls vorrangige Fördermöglichkeiten verdrän-
gen. Wir streben an, dass Beiräte, die sowohl in den
Arbeitsgemeinschaften als auch bei den Optionen zu
bilden wären, über die Einrichtung von Ein-Euro-Jobs
entscheiden und diese überwachen. Da keine klare
Gesetzeslage hierzu existiert, kann auch hier passieren,
dass wir an Entscheidungen nicht beteiligt werden.

Zumutbarkeitsregelung
Im Rahmen der Zumutbarkeitsregelungen ist festge-
legt, dass ALG II-EmpfängerInnen auch Löhne unter-
halb tariflicher und ortsüblicher Standards annehmen
müssen. Einzige Auffanglinie dabei ist die so genann-
te Sittenwidrigkeit. Löhne zwischen 29 bis 33 Prozent
unter Tariflohn wurden in einzelnen Gerichtsentschei-
dungen noch als angemessen betrachtet. Wir haben
in vielen Veranstaltungen darauf hingewiesen, dass
dies dem Lohndumping Tür und Tor öffnen wird.

Sammelband Hartz
In Zusammenarbeit mit der Arbeitnehmerkammer in
Bremen ist ein Sammelband mit dem Arbeitstitel
„Hartz I bis IV aus Sicht der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer“ geplant. Er soll den Hintergrund spe-
zieller Bedingungen der arbeitsmarktpolitischen Situa-
tion in den Bundesländern Bremen, Niedersachsen
und Sachsen-Anhalt konkretisieren.

Argumente gegen Vorurteile
In einer 9. Auflage haben wir gemeinsam mit der
Landesarmutskonferenz Niedersachsen die Broschüre
„10 Vorurteile gegen Arbeitslose und Sozialhilfebe-
rechtigte und mehr als 10 Argumente dagegen“ her-
ausgegeben. Sie beinhaltet nun auch Zahlen zu Sozial-
hilfeberechtigten und Arbeitslosen aus Bremen und
Sachsen-Anhalt.

Ausbildungsplatzsituation

Halbjahresbilanz
Die Halbjahresbilanz auf dem Ausbildungsstellenmarkt
in Niedersachsen zeigte, dass die Arbeitgeber 1.760
Ausbildungsstellen weniger gemeldet hatten als im
Vorjahr. Es klaffte eine Lücke von 6.730 zwischen den
angebotenen Ausbildungsplätzen und den noch
suchenden Jugendlichen. Der DGB monierte, dass sich
die Arbeitgeber ihrer gesetzlichen Verpflichtung ent-
ziehen würden. In eine Gesamtbewertung gehören
auch diejenigen Jugendlichen hinein, die in Maßnah-
men der Bundesagentur für Arbeit untergekommen
sind oder in Warteschleifen wie Schulen und Kurzeit-
jobs ausweichen müssen, weil sie keinen Ausbildungs-
platz bekommen haben.
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Niedersächsischer Ausbildungspakt
Im August 2004 wurde zwischen der Landesregierung
und Arbeitgebervertretern ein niedersächsischer Aus-
bildungspakt geschlossen, an dem sich der DGB unter
anderem aus folgenden Gründen nicht beteiligt hat:

D Im Pakt ist lediglich festgehalten, dass jährlich
2.500 Ausbildungsplätze neu geschaffen werden
sollen.

D Die Arbeitgeber bieten für die suchenden Jugend-
lichen keine konkreten Lehrstellen, sondern nur
leere Versprechungen.

D Der niedersächsische Pakt ist nur ein billiger Ab-
klatsch des Bundes-Paktes.

D Die Landesregierung gibt keine Investitionszusagen
in Ausbildung, sondern streicht Mittel in diesem
Bereich.

D Es wurde behauptet, dass aufgrund von Arbeit-
nehmerrechten oder Tarifverträgen Ausbildungs-
plätze fehlen würden. Deshalb werden über den
Pakt Vorgaben an die Tarifvertragsparteien ge-
macht und Änderungen am Betriebsverfassungs-
gesetz gefordert. Der DGB hat sich eindeutig
gegen diese unseriöse Politik, die mit den Sorgen
von Jugendlichen und ihren Eltern spielt, ausge-
sprochen.

Vorläufige Bilanz Ausbildungsjahr 2003/2004
Ende September hat die Zahl der Jugendlichen ohne
Ausbildungsplatz trotz des Pakts zugenommen. 2.800
Jugendliche konnten noch immer nicht vermittelt
werden. Die Lücke zwischen noch nicht vermittelten
Jugendlichen und unbesetzten Ausbildungsplätzen ist
auf 1.772 Jugendliche angewachsen. Im Vergleich
zum Vorjahresmonat ist diese Zahl mehr als doppelt
so hoch. 

Der DGB hat das Bemühen der Unternehmen aner-
kannt, Ausbildungsplätze zur Verfügung zu stellen.
Gleichzeitig haben wir aber Meldungen der Industrie-
und Handelskammern und der Vereinigung der
Handwerkskammern Niedersachsen kritisiert, die
diese Situation schönrechnen wollten. Der DGB hat
verdeutlicht, dass ein Gesetz für eine Ausbildungs-
platzumlage dringend notwendig ist, um Jugendlichen
einen Ausbildungsplatz zu garantieren.

Landesvergabegesetz faktisch aufgehoben?
Im Rahmen der Kontrollen auf niedersächsischen
Baustellen soll überprüft werden, ob Unternehmen
die von ihnen geleisteten Tariftreueerklärungen ein-
halten. Mit einem Erlass vom 16. Juni 2004 hat das
Niedersächsische Finanzministerium angewiesen, dass
ab sofort keine Kontrollen mehr stattfinden sollten.

Das Ministerium berief sich dabei auch auf die veröf-
fentlichte Meinung des Landesrechnungshofes, wo-
nach Vor-Ort-Prüfungen zur Einhaltung der Tariftreue
sachlich nicht geboten seien.

Der DGB hat gemeinsam mit IG BAU und IG Metall
eingefordert, dass das seit dem 1. Januar 2003 gel-
tende Landesvergabegesetz von der Landesregierung
auch umgesetzt wird. Denn ein Vergabegesetz ohne
Kontrollen wäre genauso, als würde der Staat auf die
Überprüfung der Einhaltung von Verkehrsregeln ver-
zichten. Das Vergabegesetz schafft die Grundlage für
einen fairen Wettbewerb zwischen mittelständischen
Betrieben. Ohne die Kontrolle der Einhaltung des
Gesetzes ist der Bestand tausender Arbeitsplätze und
vieler Betriebe gefährdet.

Bezeichnend war, dass sowohl der DGB als auch die
Arbeitgeber die Entscheidung, die Kontrollen einzu-
stellen, lediglich durch eine Protokollergänzung erfuh-
ren. In der Juni-Sitzung des Beirates für den Baube-
reich nach dem Landesvergabegesetz haben der DGB
und die Arbeitgeber darum gebeten, in der nächsten
Sitzung einen Bericht über die Anwendung und die
Kontrolle des Landesvergabegesetzes zu erhalten. Die-
ser Termin findet leider erst nach Redaktionsschluss
dieses Textes statt.

Bremen

Arbeitsmarktreformen
Die Arbeitnehmerkammer Bremen setzte ihre im Vor-
jahr begonnene umfangreiche Veranstaltungsreihe zu
den Arbeitsmarktreformen fort, so dass der DGB auf
eigene Veranstaltungen verzichten konnte. Der DGB
Bremen hat in zahlreichen Presseveröffentlichungen
seine Kritik an den materiellen Folgen der Arbeits-
marktreform für die Langzeitarbeitlosen geäußert.
Daneben bemühte sich der DGB in öffentlichen Erklä-
rungen und im Kontakt mit dem senatorischen Res-
sort darum, dass die organisatorischen Voraussetzun-
gen für die Umsetzung der mit den Arbeitsmarktre-
formen verbundenen Förderkonzepte zügig geschaffen
werden. Beide Kommunen Bremen und Bremerhaven
haben sich für die Arbeitsgemeinschaft entschieden.
In Bremen gibt es bereits Einigkeit über die Eckpunkte
der künftigen Förderpolitik. Spätestens im Dezember
wird ein aus den Sozialpartnern bestehender Beirat
gegründet, der den Einsatz öffentlich geförderter
Beschäftigung, insbesondere der so genannten Ein-
Euro-Jobs, überwacht. Auch in Bremerhaven besteht
über die Einsetzung dieses Beirats Konsens. Für De-
zember plant der DGB Bremen ein Fachgespräch zur
Förderpolitik der Arbeitsgemeinschaft.



Daneben hat der DGB im Verwaltungsausschuss der
Agentur für Arbeit die Arbeitsmarktpolitik kritisch
begleitet. Sehr unbefriedigend war sowohl der stark
rückläufige Umfang als auch der geringe Eingliede-
rungserfolg von Qualifizierungsmaßnahmen.

Ausbildungssituation
Im Frühjahr zeichnete sich eine katastrophale Lage
auf dem Ausbildungsmarkt in Bremen und Bremer-
haven ab. Das Angebot an betrieblichen Ausbildungs-
stellen war um 17 Prozent gegenüber dem Vergleichs-
zeitraum des Vorjahres zurückgegangen. Dies war für
den DGB Anlass, nachdrücklich die von der Bundesre-
gierung geplante Ausbildungsumlage zu unterstützen.

Den auf der Grundlage des auf Bundesebene geschlos-
senen Bremer Ausbildungspakt konnte der DGB nicht
mit unterzeichnen, da er keine verbindliche Abma-
chung enthielt, dass alle Jugendlichen, die einen Aus-
bildungsplatz suchen, auch einen erhalten. Aufgrund
der Aktivitäten der Ausbildungspartner konnte die
Zahl der betrieblichen Ausbildungsplätze zwar erheb-
lich gesteigert werden, trotzdem sind zum 30. Sep-
tember noch etwa 400 Jugendliche im Land Bremen
unversorgt. Der DGB beteiligt sich im Bremer Bündnis
für Arbeit und Ausbildung aber weiterhin an einer
Verbesserung der betrieblichen und schulischen
Berufsausbildung.

Sachsen-Anhalt

Arbeitsmarkt und Beschäftigung
Die Arbeitslosigkeit in Sachsen-Anhalt ist auch im
Jahr 2004 gestiegen. Eine Entlastung ist aufgrund der
wirtschaftlichen Situation des Landes nicht in Sicht.
Die Förderung der aktiven Arbeitsmarktpolitik ist wei-
ter zurückgegangen. In Sachsen-Anhalt ist das Forum
Wirtschaft und Arbeit der Landesregierung eine Mög-
lichkeit für den DGB seine politischen Positionen in
die Arbeitsgruppen des Forums einzubringen. Er arbei-
tet aktiv im Beirat, der Lenkungsgruppe und den ver-
schiedenen Konsultationsrunden mit. Der DGB betei-
ligte sich außerdem aktiv an der Bevölkerungskonfe-
renz „Alter nutzen. Jugend stärken. Wirtschaftspolitik
im Zeichen des demografischen Wandels“, die im
Rahmen des Forums Wirtschaft und Arbeit stattfand.

Hartz-Gesetze
Die Gesetze „Moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt“ prägten die Arbeit des DGB in Sachsen-Anhalt.
Die Umsetzung des Hartzkonzeptes war Inhalt unserer
Sonneck-Tagung im Februar 2004. Hier diskutierten
wir gemeinsam mit VertreterInnen der Regionaldirek-
tion der Agentur für Arbeit Sachsen-Anhalt Thüringen,

den VertreterInnen des Ministeriums für Wirtschaft
und Arbeit Sachsen-Anhalt und mit den KollegInnen
der Mitgliedsgewerkschaften und der Bezirke, welche
Wege notwendig und gangbar sind.

Der DGB unterstützte Verbände und Vereine mit Rat
und Hilfe auf dem Gebiet der Arbeitsmarktpolitik.
Eine enge Zusammenarbeit besteht mit dem Landes-
verband der Arbeitslosenzentren.

Schulung Arbeitslosengeld II
Der DGB hat gemeinsam mit dem DGB-Rechtsschutz
Sachsen-Anhalt und der Martin-Luther-Universität
Halle ein Qualifizierungsprogramm zu den gesetz-
lichen Regelungen und Auswirkungen des ALG II ver-
einbart. Im Jahr 2004 wurden zwei Veranstaltungen
durchgeführt und das Programm für 2005 abgestimmt.

Selbstverwaltung
Die Neuberufung der Mitglieder in den Selbstverwal-
tungen der Agenturen für Arbeit wurde genutzt, um
auch weiterhin Beschäftigungspolitik aktiv mitzuge-
stalten. Schwerpunkt der Arbeit war die Umsetzung
des Gesetzes der Grundsicherung für Arbeitssuchende
nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) II.

Nach der Entscheidung, welche Landkreise in Sachsen-
Anhalt das Optionsmodell umsetzen, wurde durch
den DGB der Prozess der Gründung und Ausgestal-
tung der Arbeitsgemeinschaften (ARGE) gemäß §44b
SGB II aktiv begleitet. Der DGB hat sich dafür einge-
setzt, dass in den Arbeitsgemeinschaften und bei den
Landkreisen, die das Optionsmodell umsetzen, ein
Beirat aus den VertreterInnen der Arbeitnehmer und
der Arbeitgeber gebildet wird.

Auf Landesebene wurde vereinbart, dass zwischen
dem DGB, dem Ministerium für Wirtschaft und Arbeit
und der Regionaldirektion der Agentur für Arbeit eine
Arbeitsgruppe gebildet wird, in der der DGB aktiv auf
die Arbeitsmarktpolitik Einfluss nehmen kann.

Der DGB ist Mitgesellschafter und Beiratsmitglied der
Trägergesellschaft Land (TGL). Diese fungiert als Dienst-
leister bzw. Dach der Beschäftigungsgesellschaften in
Sachsen-Anhalt und ist Träger des arbeitsmarktpoliti-
schen Programms „Aktiv zur Rente“.
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Niedersachsen

Landeskreditausschuss
Der DGB-Bezirk hat sich 2004 intensiv an der Arbeit
des niedersächsischen Landeskreditausschusses betei-
ligt. Der DGB bringt dadurch die Belange der Beschäf-
tigten und die Interessen der Gewerkschaften in die
Ausschussarbeit ein. Der Landeskreditausschuss ist seit
2002/2003 personell identisch mit dem neuen Landes-
garantieausschuss, der Garantien für Beteiligungen
privater Kapitalbeteiligungsgesellschaften an kleine
und mittlere Unternehmen beschließt.

NBank
An der Neuordnung der Wirtschaftsförderung in Nie-
dersachsen und der Gründung der neuen Wirtschafts-
förderbank (NBank) war der DGB von Anfang an be-
teiligt. Wir haben die Konzentration der Wirtschafts-
förderung auf ein zentrales Institut grundsätzlich be-
grüßt. Der DGB ist im Verwaltungsbeirat der NBank
mit zwei Sitzen vertreten. Der Verwaltungsbeirat tagte
2004 drei Mal und beschäftigte sich vor allem mit der
Förderbilanz und den neuen Förderinstrumenten der
NBank. Da die NBank erst Anfang 2004 ihr operatives
Geschäft aufgenommen hat, ist eine Bilanz verfrüht.
Es wird im nächsten Jahr vor allem darauf ankommen,
dass der Verwaltungsbeirat eine möglichst aktive Rolle
in der niedersächsischen Wirtschaftsförderung ent-
lang seiner Geschäftsordnung wahrnimmt.

Bilanz aus wirtschaftspolitischer Sicht
Anfang 2004 zog der DGB-Bezirk auch aus wirtschafts-
politischer Sicht Bilanz nach einem Jahr CDU/FDP-
Koalition. Wo lagen die Schwerpunkte der Regierung
in Wirtschaft, Forschung und Innovation? Was hat auf
diesem Feld der erklärte „politische Neuanfang“ für
das Land gebracht? Ging es tatsächlich „in Nieder-
sachsen wieder aufwärts“, wie CDU und FDP in der
Präambel ihrer Koalitionsvereinbarung im März 2003
vollmundig erklärt hatten?

„Oberste Ziele der neuen Landesregierung sind die
Stärkung des Wachstums sowie die Sicherung beste-

hender und die Schaffung neuer und zukunftssicherer
Arbeitsplätze,“ heißt es in der Koalitionsvereinbarung.
Um dieses Ziel zu erreichen, wollte die neue Landes-
regierung beispielsweise eine Mittelstandsoffensive
starten, Beteiligungskapital mobilisieren, Bürgschafts-
programme ausweiten und die Steuerpolitik berechen-
barer gestalten.

Für den niedersächsischen Ministerpräsidenten Chris-
tian Wulff stand im ersten Amtsjahr entgegen den
wohlklingenden Ankündigungen nicht die Stärkung
des Wachstums der niedersächsischen Wirtschaft im
Zentrum der Bemühungen, sondern die Sanierung des
Landeshaushalts. Die CDU/FDP-Regierung hat vor dem
Hintergrund der Schulden des Landes einen großen
Teil ihrer Energien darauf verwendet, zum Ende dieser
Legislaturperiode einen „verfassungskonformen Haus-
halt“ sowie bis 2013 einen ausgeglichenen Haushalt
ohne Nettokreditaufnahme vorzulegen. Um dieses Ziel
zu erreichen, werden mit aller Härte Ausgaben gekürzt.

Haushaltspolitik
Die neue CDU/FDP-Regierung ist 2003 vor dem Hin-
tergrund der Haushaltslücken mit dem Ziel angetre-
ten, den „Marsch in den Schuldenstaat“ zu stoppen.
Um dieses Ziel zu erreichen, soll die Nettokreditauf-
nahme jedes Jahr um 350 Millionen Euro abgesenkt
werden. Neben der grundsätzlichen Kritik an den
Kürzungsplänen hat sich der DGB in zwei Positions-
papieren vehement gegen diese Kürzungen ausge-
sprochen. Aus Sicht der Gewerkschaften ist es inbe-
sondere nicht akzeptabel, dass die Haushaltssanierung
durch Kürzung oder Streichung des Weihnachts- und
Urlaubsgeldes und einen rigorosen Personalabbau von
über 7.100 Arbeitsplätzen zu einem großen Teil auf
den Rücken der Beschäftigen realisiert wird.

Positionspapier zur Regionalpolitik
In Niedersachsen ist eine umfassende regionale Wirt-
schaftsförderung dringend nötig. Der DGB hat des-
halb im September 2004 ein Positionspapier mit dem
Titel „Für eine intelligente regionale Strukturpolitik“
präsentiert. In diesem Papier werden Vorschläge für
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eine Reform der regionalen Strukturpolitik gemacht,
um damit holzschnittartig die Richtung aufzeigen, in
der sich die regionale Wirtschaftsförderung und damit
auch die notwendigen Reformen niedersächsischer
Strukturpolitik bewegen sollten. Vor allem aber wollte
der DGB damit einen Impuls für eine breite öffentliche
Debatte um die Zukunft der regionalen Wirtschafts-
förderung geben, da Niedersachsen dringend eine
regionale Strukturpolitik aus einem Guss benötigt.

Die Standortdebatte
Sowohl die öffentliche Debatte, die den Standort
Deutschland unnötig schlecht redet, als auch die
Standortverlagerungen niedersächsischer Betriebe wie
OTIS machen die Standortfrage zu einer zentralen
wirtschaftlichen und ökonomischen Auseinanderset-
zung. Der DGB hat deshalb im November 2004 eine
Tagung mit dem Titel „Die Standortdebatte: Mythos
und Realität“ veranstaltet. Ein Ziel dieser Veranstaltung
war es auch, auf die vollkommen unzureichende nie-
dersächsische Wirtschaftspolitik hinzuweisen. Vor
rund hundert TeilnehmerInnen und den anwesenden
MedienvertreterInnen ist es dem DGB gelungen, auf
seine Forderung aufmerksam zu machen, angesichts
des zunehmenden europäischen und globalen Wett-
bewerbs die regionale Wirtschaftsförderung zu ver-
stärken. Damit Niedersachsen den Herausforderungen
der Zukunft gewachsen ist, verlangt der DGB von der
Landesregierung außerdem verstärkte Anstrengungen
bei der Qualifizierung von Beschäftigten und Arbeits-
losen sowie mehr öffentliche Investitionen in Bildung,
Forschung und Entwicklung.

Technologieberatungsstelle (TBS)
Unter dem Motto „Den Wandel gestalten“ verfolgte
die TBS auch 2004 ihren Auftrag, die technologische,
soziale und ökologische Modernisierung in niedersäch-
sischen Betrieben und Verwaltungen zu fördern. Die
TBS beriet und schulte Beschäftigte, Betriebs- und Per-
sonalräte sowie Führungskräfte mit dem Ziel, über die
Verbesserung der Beteiligungs- und Kooperationskul-
tur in den Betrieben und Verwaltungen ihre Zukunfts-
fähigkeit zu stärken und so die Arbeits- und Lebens-



bedingungen der Beschäftigten zu verbessern. Die
Arbeit der TBS ist damit ein Beitrag zu einer innovati-
ven Wirtschafts- und Wettbewerbspolitik.

Die TBS ist in der gesamten Fläche Niedersachsens ver-
treten und berät vor allem kleine und mittlere Unter-
nehmen (KMU). Sie ist eine der wenigen externen Be-
ratungseinrichtungen, die sich noch um KMU in der
Fläche kümmert, gerade auch dann, wenn es sich nur
um kleine Aufträge oder notleidende Unternehmen
handelt. Es sind vor allem die Betriebs- und Personal-
räte, die sich in schwierigen Situationen, die das ge-
samte Unternehmen betreffen, an die TBS wenden.
Aufgrund des drastischen Rückgangs der Landesförde-
rung 2003, 2004 und 2005 und des angekündigten
vollständigen Stopps der Förderung im Jahr 2006 wur-
de die Umstrukturierung der TBS weiter fortgesetzt.
Die Mitgliederversammlung hat deshalb beschlossen,
die Weichen für eine Umwandlung der TBS in eine
GmbH zu stellen. Dieser Prozess wird im Januar 2005
seinen Abschluss finden.

Bremen

Bürokratieabbau ja – 
Arbeitnehmerrechteklau nein!
Der DGB Bremen hat sich an der Diskussion über die
„Initiative Bürokratieabbau“ des Bundesministeriums
für Wirtschaft und Arbeit, bei der das Land Bremen
eine der Pilotregionen ist, aktiv beteiligt. Der Prozess
der Entbürokratisierung wird zwar begrüßt. Das Auf-
weichen von Umweltstandards oder von gesetzlichen
und tariflichen Arbeits- und Entlohnungsbedingungen
lehnen wir aber grundsätzlich ab.

Zukunft Bremerhavens
Nachdem der Senat ein Strukturentwicklungskonzept
für Bremerhaven vorgelegt hat, das vom DGB grund-
sätzlich begrüßt wird, findet zur Zeit zusammen mit
der Arbeitnehmerkammer Bremen und dem Institut
für Arbeit und Wirtschaft (IAW) eine Diskussion über
die Möglichkeiten statt, die strukturellen Defizite
Bremerhavens zu beheben. Ein erster Schritt war eine
Konferenz über „Hafenkooperation als Zukunftsstra-
tegie? Auswirkungen des Jade-Weser-Ports auf die
bremischen Häfen“, bei der die gleichlautende Studie
der Arbeitnehmerkammer vorgestellt und mit Betriebs-
räten, Gewerkschaftsmitgliedern und anderen Exper-
tInnen diskutiert wurde. Weitere Veranstaltungen
werden folgen.

Regionen sollen kooperieren
Zukünftig wird die regionale Kooperation lebensnot-
wendig sein, um die Existenz des Landes Bremen nicht
zu gefährden. Deshalb diskutiert der DGB zur Zeit ge-
meinsam mit dem IAW darüber, wie diese regionale
Kooperation aussehen kann. Um diese Debatte in die
Öffentlichkeit zu tragen, planen beide Partner für
Mitte Januar 2005 eine Regionalkonferenz, um mit
den AkteurInnen der Region Handlungsalternativen
zu diskutieren.
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Sachsen-Anhalt

Arbeitskreis Wirtschaft
Zur Abstimmung der wirtschaftspolitischen Positionen
der Gewerkschaften existiert beim DGB auf Landes-
ebene ein Arbeitskreis Wirtschaft, der sich mit den
Fragen der Wirtschafts-, Struktur- und Arbeitsmarkt-
politik beschäftigt. Diesem Arbeitskreis gehören Ver-
treterInnen der Mitgliedsgewerkschaften, die DGB-
Regionsvorsitzenden sowie KollegInnen der Gesell-
schaft zur Förderung arbeitsorientierter innovativer
Strukturentwicklung in Sachsen-Anhalt e.V. (GAISA)
an. Dieser Arbeitskreis tagt regelmäßig einmal pro
Quartal und zusätzlich bei Bedarf.

Förderbeirat
Der DGB Sachsen-Anhalt ist stimmberechtigtes Mit-
glied im Förderbeirat für Mittelstands- und Technolo-
giedarlehen. Er kann in vielen Fällen die Zuarbeit und
Unterstützung der Gewerkschaften nutzen, um Infor-
mationen über die zu beratenden Unternehmen zu
erhalten. Da in der Vielzahl der Fälle eine Weiterexis-
tenz der Unternehmen ohne zusätzliche Förderung vom
Land gefährdet ist, stimmt der DGB nach Rücksprache
mit der zuständigen Gewerkschaft einer Vergabe von
Fördermitteln zu, wenn keine gravierenden arbeits-
und sozialrechtlichen Verstöße entgegen stehen.

Tagungen und Workshops
Der DGB Sachsen-Anhalt veranstaltet traditionell 
jährlich die Sonnecktagung. Im August 2004 disku-
tierten wir die wirtschaftliche und soziale Lage in Ost-
deutschland. In Vorbereitung dieser Tagung erarbeite-
te der DGB Thesen zum Aufbau Ost aus der Sicht
Sachsen-Anhalts. Diese Thematik diskutierten wir mit
WissenschaftlerInnen des Instituts für Wirtschaftsfor-
schung Halle (IWH), des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) Berlin sowie des ifo-Instituts
für Wirtschaftsforschung Dresden, mit Kolleginnen
und Kollegen des DGB-Bundesvorstandes, der Einzel-
gewerkschaften und der ostdeutschen DGB-Bezirke.

Im Rahmen der Innovationstage des Landkreises Bitter-
feld organisierte der DGB im November 2004 die Ver-
anstaltung „Zur Erhöhung der Leistungs- und Innova-
tionsfähigkeit Mitteldeutschlands. Eine Herausforderung
für das intensivere Zusammenwirken von Unterneh-
men, Gewerkschaften, Verwaltungen, Hochschulen
und Politik“. Mit einem neuen Zusammenhang in
Bezug auf Regionalentwicklung, nämlich der gewerk-
schaftlichen Mitbestimmung in diesen Prozessen, woll-
ten wir einen zusätzlichen Aspekt in die Debatte brin-
gen. Die gewerkschaftliche Mitbestimmung in den
Betrieben und eine daraus zu entwickelnde überbe-
triebliche Mitbestimmung kann in Zukunft viel zu einer
sozialökologischen und solidarischen Regionalentwick-
lung beitragen. Gerade sie steht heute vor neuen
Herausforderungen, mit zahlreichen Risiken, aber
auch Chancen hinsichtlich einer Erweiterung und
Ausweitung der Partizipation in die Region hinein.
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Bildung

Niedersachsen

Auch 2004 war Bildungspolitik ein Schwerpunkt der
Arbeit des DGB-Bezirks Niedersachsen – Bremen –
Sachsen-Anhalt. Der Arbeitskreis Bildung hat fünf Mal
getagt und sich insbesondere mit den Themen Novel-
lierung des Erwachsenenbildungsgesetzes, Umsetzung
der Dreigliedrigkeit im Schulwesen sowie dem Schul-
versuch „Ausbildung als Praktikanten“ beschäftigt.
Zur Änderung des Niedersächsischen Schulgesetzes
nach dem sogenannten Kopftuch-Urteil hat der DGB
eine Stellungnahme abgegeben. Die Novellierung des
Berufsbildungsgesetzes stand ebenso auf der Tages-
ordnung des Arbeitskreises wie die Ausbildungsplatz-
situation und der Ausbildungspakt in Niedersachsen.

Erwachsenenbildung
Zum Entwurf des neuen Erwachsenenbildungsgesetz
haben sowohl der DGB als auch die Bildungsvereini-
gung ARBEIT UND LEBEN Niedersachsen e. V. eine
Stellungnahme abgegeben und sie in der mündlichen
Anhörung bekräftigt. Mit Nachdruck wurde vor einer
Aushöhlung der Erwachsenenbildung gewarnt. Der
niedersächsische Weg hat sich über Jahrzehnte be-
währt und erfährt eine hohe Anerkennung. Der gesell-
schaftspolitische Auftrag zur emanzipatorischen Bil-
dung und die Förderung der beruflichen Qualifikation
müssen als Kernaufgabe erhalten bleiben. Für den
DGB haben deshalb die Bereiche politische Bildung,
Integration und Förderung, Förderung des Ehrenamtes
sowie Qualifizierung und berufliche Integration unter
Berücksichtigung der besonders knappen finanziellen
Ressourcen Priorität. Die beabsichtigte erhebliche Er-
weiterung des Katalogs wird nach Auffassung des
DGB zu Lasten der wichtigen und erforderlichen Maß-
nahmen gehen. Insbesondere betrifft dies den Zwei-
ten Bildungsweg und hier den nachträglichen Erwerb
des Hauptschulabschlusses. Der DGB hat im April 2004
seine landespolitische Position zum Thema „Der Zweite
Bildungsweg in Niedersachsen – Ein Erfolgsmodell in
Gefahr“ veröffentlicht. In diesem Papier wird die
Situation beschrieben und Lösungsschritte angeboten.

Schulversuch
Unter dem Titel „Gestaltung von zusätzlichen Ausbil-
dungsmöglichkeiten“ ist ein landespolitisches Posi-
tionspapier veröffentlicht worden, das aufgrund eines
in Niedersachsen zwischenzeitlich eingeführten Schul-
versuches erforderlich wurde. Dieser Schulversuch er-
möglicht es Jugendlichen, die keinen Ausbildungsplatz
gefunden haben, in drei Jahren an jeweils vier Tagen
wöchentlich als PraktikantInnen im Betrieb und an
einem Tag wöchentlich in der Schule sich auf die
Externenprüfung in einem anerkannten Ausbildungs-
beruf vorzubereiten. Während dieser Zeit gelten weder
die einschlägigen Gesetze noch fallen die Jugendlichen
unter das Berufsbildungsgesetz. Der DGB verurteilt
deshalb diesen Schulversuch und hat seine Positionen
dazu im oben genannten Papier festgehalten.

Selbstständige Schule
In Niedersachsen ist beabsichtigt die so genannte
„Selbständige Schule“ einzuführen. Mit dieser The-
matik hat sich der Arbeitskreis ebenso beschäftigt 
wie mit dem Projekt Regionale Kompetenzzentren
(ProReKo). In einer entsprechenden Veröffentlichung
„Erweiterte Selbstständigkeit von Schulen“ ist nach-
zulesen, welche Anforderungen der DGB hat. Eine
wichtige Forderung des DGB ist, dass mehr Eigenver-
antwortung in einer selbstständigen Schule auch
mehr demokratische Mitverantwortung und Rechte
für die Beschäftigten in der Schule erfordert.

Reisen bildet
Eine Delegation des Arbeitskreises Bildung ist im Sep-
tember in Manchester gewesen, um sich über das
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englische Schulsystem vom Kindergarten bis zur Hoch-
schule einschließlich Weiterbildung zu informieren.
Grund für die Reise nach England war, dass es dort
sowohl Eigenständigkeit von Schule als auch ein In-
spektorensystem gibt. Letzteres soll jetzt in Nieder-
sachsen eingeführt werden, so dass es erforderlich ist,
sich mit schon bestehenden Systemen auseinander zu
setzen und daraus Schlüsse zu ziehen, um die Einfüh-
rung kritisch begleiten zu können. Die Reise wird
dokumentiert und Anfang 2005 veröffentlicht.

Sachsen-Anhalt

Landesschulbeirat
Im Rahmen der Mitarbeit im Landesschulbeirat ist der
DGB Sachsen-Anhalt bei der Erarbeitung von Stellung-
nahmen aktiv und wird bei Bedarf koordinierend tätig.
Im Mittelpunkt stand die 9. Novellierung des Schulge-
setzes, die unter anderem einen weiteren Abbau von
Mitbestimmungsrechten in Schulen bzw. die Ermäch-
tigung der obersten Landesschulbehörde zur Schul-
netzplanung für Berufsbildende Schulen vorsieht.

Berufliche Bildung

Niedersachsen

BBiG-Reform
Die Novellierung des Berufsbildungsgesetzes (BBiG)
war 2004 ein wichtiger Informations- und Diskussions-
punkt, zu dem auf jeder Sitzung des DGB-Landes-
bezirksausschusses Berufliche Bildung informiert und
gemeinsam mit der Abteilung Jugend Maßnahmen
geplant wurden. Bei einem Gespräch mit dem Obmann
der SPD-Bundestagsfraktion Willi Brase am 19. April
2004 in Hannover ging es darum, welche Eckpunkte
sich in der Novelle wieder finden und mit den DGB-
Forderungen vereinbar sind. Wichtige Eckpunkte für
uns sind:

D Erweiterung des Geltungsbereiches des
Berufsbildungsgesetzes,

D Funktion der Kammern,

D mehr Mitbestimmung der Auszubildenden,

D Durchlässigkeit des Systems bis zur Hochschule,

D einheitliche Berufsschulpflichten,

D Qualitätssicherung der Lernorte,

D neue Verfahren im Prüfungswesen.

Inzwischen liegt der Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung vor. Der DGB-Bundesvorstand hat mit Stand vom
26. Oktober 2004 einen eigenen „Entwurf für ein
neues Berufsbildungsgesetz“ dagegen gesetzt.

Einheitliche Ausbildung
Die Bundeseinheitlichkeit der außerschulischen Beruf-
lichen Bildung ist ein wichtiges Erfordernis für eine
vergleichbare Qualitätssicherung. Im niedersächsischen
Landesausschuss für Berufsbildung haben Arbeitgeber
und Arbeitnehmer eine Stellungnahme verabschiedet,
die sich eindeutig für die Beibehaltung der Bundes-
einheitlichkeit ausspricht. Eine Verlagerung auf die
Länder lehnt das Gremium, das nach Berufsbildungs-
gesetz die Landesregierung in Fragen der Beruflichen
Bildung zu beraten hat, strikt ab.
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ProReko
Sehr ausführlich wurde auch in diesem Jahr der Schul-
versuch „Projekt Regionale Kompetenzzentren“ (ProReKo)
begleitet. Insbesondere die Darstellung des Geschäfts-
führers des Projektes auf einer Sitzung des DGB-Landes-
bezirksausschusses Berufliche Bildung am 4. Novem-
ber 2004 fand positive Resonanz. Der DGB setzt sich
weiter dafür ein, dass es bei einer öffentlich-recht-
lichen Berufsschule in Niedersachsen bleibt und dass
die Personalräte in den Berufsbildenden Schulen nach
Personalvertretungsrecht ausgestattet und entspre-
chend ihrer erweiterten Aufgaben entlastet werden.

Schulversuch BFS-q
Genauso intensiv hat sich die Abteilung mit der
„Berufsfachschule zur Ausbildung in anerkannten
Ausbildungsberufen“ (BFS-q) befasst. Weil es sich um
einen Schulversuch handelt, wurde keine Anhörung
seitens des Kultusministeriums vorgenommen. Das
stieß sowohl beim DGB als auch bei den Arbeitgebern
auf Kritik. Inhaltlich und strukturell wird dieser Schul-
versuch von uns abgelehnt, weil er eindeutig eine
Aushöhlung des Dualen Systems darstellt und Betriebe
und Branchen geradezu ermutigen kann, anstelle der
Berufsausbildung nach Berufsbildungsgesetz Praktika
anzubieten. Im Landesausschuss für Berufsbildung
haben Arbeitgeber und Arbeitnehmer ablehnende
Stellungnahmen abgegeben. Inzwischen wurde die
Zahl der Interessierten bekannt: landesweit etwa 50.
Der DGB wird trotz dieser geringen Nachfrage sehr
wachsam bleiben und die Entwicklung beobachten.
Das Problem fehlender Ausbildungsplätze muss aber
angegangen werden. Deshalb hat der DGB-Landes-
bezirk im Landesausschuss für Berufsbildung eine
Initiative eingebracht mit dem Ziel, die Attraktivität
des Dualen Systems in Niedersachsen zu steigern und
genau zu analysieren, welche demografische Entwick-
lung in den nächsten Jahren auf uns zu kommt und
wie die Betriebe und Verwaltungen darauf reagieren
sollten. In dieser Diskussion sind auch die schulischen
Angebote als Berufseinstiegsmodelle zu betrachten
und die unterschiedlichen Interessen der Jugendlichen
einzubeziehen.

Weitere Fragen und Initiativen, die die Abteilung
Berufliche Bildung beschäftigt haben, waren

D die Berufsausbildungsvorbereitung nach
Berufbildungsgesetz,

D die Internationalisierung der Beruflichen Bildung,

D die Neuausrichtung der Hauptschule,

D die Berufsorientierung an Allgemeinbildenden
Schulen,

D Diskussionen und Beschlussanträge in den Berufs-
bildungsausschüssen der Kammern,

D der Einsatz von ESF-Mitteln und

D die Kooperation Berufsbildender Schulen und
überbetrieblicher Bildungsstätten.

Sachsen-Anhalt

Pakt für Ausbildungsplätze in Sachsen-Anhalt
Die Situation auf dem Ausbildungsplatzmarkt hat sich
auch im Bewerberjahr 2003/2004 weiter verschärft.
Der Anteil an betrieblichen Ausbildungsplätzen ist
weiter rückläufig. Die Landesregierung startete des-
halb im Mai 2004 unter Federführung des Ministe-
riums für Wirtschaft und Arbeit die Initiative für einen
Pakt für Ausbildungsplätze. Ziel des Paktes war es,
die Bilanz für Ausbildungsplätze aus dem Bewerber-
jahr 2002/2003 zu erreichen.

Für den Pakt für Ausbildung unterbreitete der Arbeits-
kreis Berufliche Bildung des DGB mehrere Vorschläge.
Analog der langjährigen erfolgreichen „Ausbildungs-
initiative Chemie“ des Landes Sachsen-Anhalt hat der
DGB vorgeschlagen, die Mittel des Ausbildungsplatz-
programms Ost in eine Förderung zusätzlicher betrieb-
licher Ausbildungsplätze umzuwidmen. Der Vorteil
wäre die Schaffung zusätzlicher betrieblicher Ausbil-
dungsstellen mit tariflichen Standards, die vor allem
in Klein- und Mittelständischen Unternehmen (KMU)
entstehen könnten. Zur Vereinfachung des Verfahrens
könnten zusätzliche Ausbildungsstellen in solchen
KMU gefördert werden, die mindestens einen eigenen
Auszubildenden haben.
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In Sachsen-Anhalt gibt es zahlreiche Aktivitäten auf
dem Gebiet der Berufsorientierung Jugendlicher. Diese
Aktivitäten sind jedoch nicht flächendeckend und
langfristig finanzierbar gestaltet. Der DGB hat daher
eine „Landesinitiative Berufliche Frühorientierung“
vorgeschlagen, die die verschiedenen Aktivitäten bün-
delt sowie eine landesweite Präsenz und eine länger-
fristige Finanzierung sichert.

Der DGB Sachsen-Anhalt hat den Pakt für Ausbildung
letztendlich nicht unterzeichnet, da er keine konkre-
ten und verbindlichen Vorgaben und Ziele zur Schaf-
fung zusätzlicher betrieblicher Ausbildungsplätze be-
inhaltete. Die Unterzeichner beschränken sich vielmehr
auf den Ausbau einer Vielzahl außerbetrieblicher und
schulischer Bildungsangebote. Alle Partner unterstüt-
zen die Schaffung von modularen Ausbildungsange-
boten oder Teilqualifikationen.

Landesauschuss für Berufsbildung
Durchgängiges Thema aller Ausschusssitzungen war
die aktuelle Situation in der Berufsausbildung inklu-
sive der aktuellen Situation auf dem Ausbildungsstel-
lenmarkt. Weitere Schwerpunkte der diesjährigen
Arbeit im Landesausschuss für Berufsbildung waren

D der Pakt für Ausbildungsplätze auf Bundes- und
Landesebene,

D die Gestaltung des Übergangs von Schule in Aus-
bildung durch eine Verbesserung der Berufswahl-
kompetenz,

D die Gestaltung und Umsetzung von Projekten der
Berufsorientierung in Sachsen-Anhalt,

D die Diskussion zum Fachkonzept für Berufsvorbe-
reitende Bildungsmaßnahmen der Bundesagentur
für Arbeit,

D die Entwicklung von Bildungsstandards der Kultus-
ministerkonferenz zur Sicherstellung der „Ausbil-
dungsreife“ junger Menschen,

D die Diskussion zum Berufsbildungsbericht 2003
mit der Stellungnahme der Arbeitnehmerseite,

D die Anpassung der neuen Verordnung über
berufsbildende Schulen (BbS-VO) an die neuen

Herausforderungen in der beruflichen Bildung sowie

D die Umsetzung und Gestaltung von Kompetenz-
checks/Profiling bei BewerberInnen.

Durch den DGB wurde die inhaltliche Vorbereitung
sowie die Gestaltung der Vorbesprechungen der
Arbeitnehmerseite abgesichert.

Beirat für berufliche Bildung
Die Schülerzahlen werden sich bis zum Jahr 2012 hal-
bieren. Auf Grund dieser demografischen Entwicklung
wurde im Kultusministerium ein Beirat für berufliche
Bildung gebildet. Der Beirat hat die Aufgabe, die durch
das Ministerium geführte Schulnetzplanung für Berufs-
bildende Schulen zu begleiten. Auf den bisherigen
Beiratssitzungen wurden eine IST-Anlayse zur Situa-
tion der Berufsbildenden Schulen sowie erste Vor-
schläge zur Zusammenlegung von Berufsbildenden
Schulen vorgestellt.

Der DGB Sachsen-Anhalt hat an dieser Stelle deutlich
gemacht, dass in den Regionen trotz vieler Unbe-
kannten ein Grundsegment an Ausbildungsgängen
sichergestellt werden sowie die Wirtschaftsbereiche in
den Regionen berücksichtigt werden müssen. Solange
keine entsprechenden dualen Angebote vorhanden
sind, dürfen vollzeitschulische Ausbildungsangebote
nicht reduziert werden. Es müssen mehr Berufsschul-
lehrerInnnen eingestellt werden.

Arbeitskreis Berufliche Bildung Sachsen-Anhalt
Der Arbeitskreis Berufliche Bildung trifft sich viertel-
jährlich und beschäftigt sich regelmäßig mit der aktu-
ellen Ausbildungssituation, dem Stand des Bewerber-
jahres, Konzepten zur Berufswahlkompetenz sowie
mit der Berufsorientierung an Allgemeinbildenden
Schulen. Der Arbeitskreis hat gemeinsam eine Über-
sicht über aktuelle Projekte und Ansätze erstellt.
Außerdem beschäftigte sich der Arbeitskreis mit bil-
dungs- und berufsbildungspolitischen Themen.

Fachtagung „Reform der beruflichen Bildung“
Über 40 Fachleute trafen sich am 13. November 2004
in Magdeburg, um über die Reform der Beruflichen
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Bildung zu diskutieren. Schwerpunkte waren die Aus-
einandersetzung mit der bevorstehenden Novellierung
des BBiG und die Auswirkung der Wirtschaftsentwick-
lung in den neuen Bundesländern auf die Ausbildungs-
platzsituation. In vier Foren beschäftigten sich die
TeilnehmerInnen mit den Fragen der Anerkennung
und dem Stellenwert dualer und vollzeitschulischer
Ausbildung, den berufsbildungspolitischen Debatten
in Sachsen-Anhalt und der zukünftigen Gestaltung
von Berufsbildenden Schulen, der Neuordnung der
Metallberufe sowie der überarbeiteten Verordnung
für Berufsbildende Schulen, die den Anforderungen
an die Berufsausbildung gerecht werden soll und
muss. In einer abschließenden Podiumsdiskussion
wurde mit VertreterInnen der Landtagsfraktionen der
SPD, PDS und FDP, der Verwaltung und der Wirtschaft
über einen Weg aus der Krise der beruflichen Ausbil-
dung diskutiert.

Bildungsmesse „Perspektive 2004“
Der DGB Sachsen-Anhalt beteiligte sich wie schon in
den Vorjahren an der Bildungsmesse „Perspektiven
2004“. Die Messe für Bildung, Beruf und Kariere
nimmt am Standort Magdeburg eine für den ostdeut-
schen Raum bedeutende Rolle ein. GEW, IG BCE, ver.di,
ARBEIT UND LEBEN Sachsen-Anhalt e.V. und das Qua-
lifizierungswerk der Chemie gestalteten gemeinsam
mit dem DGB Sachsen-Anhalt einen Messestand. Die
BesucherInnen erhielten neben Informationen zum
Berufsbildungssystem einen Einblick in die Ausbil-
dungsberufe des Gastronomiebereiches oder Informa-
tionen zu Fortbildungsangeboten. Junge Gewerk-
schaftsmitglieder beantworteten Fragen rund um die
Berufsausbildung. Außerdem wurden verschiedene
Projekte vorgestellt, mit denen der DGB beziehungs-
weise die DGB-Jugend in den Regionen präsent ist.
Der DGB-Stand bot Jugendlichen außerdem die Mög-
lichkeit, per Internet oder PC-Spiel eigene berufliche
Interessen herauszufinden.

Koordinierung der Gewerkschaften
Der DGB organisierte die inhaltliche Vorbereitung des
Landesauschusses, erarbeitete Unterlagen für Arbeit-
nehmervertreterInnen und koordinierte die Stellung-
nahme zum jährlichen Berufsbildungsbericht.

Erfahrungsaustausch Berufsbildende Schulen
Den Erfahrungsaustausch mit AkteurInnen an Berufs-
schulen nutzte der DGB, um sich über die aktuelle
Situation der beruflichen Bildung vor allem an den
Berufsbildenden Schulen zu informieren und über
aktuelle Anforderungen an eine zukunftsweisende
Berufsausbildung gemeinsam mit PädagogInnen zu
diskutieren. Auf Grund der aktuellen Entwicklung des
Ausbildungsmarktes gewinnen Berufsschulen eine
immer größere Bedeutung für die Ausbildung junger
Menschen. Dem gegenüber steht die aktuelle Situa-
tion an Einrichtungen der beruflichen Bildung. Die
Ergebnisse werden wir unter anderem in unsere wei-
tere Arbeit in den regionalen Berufsbildungsausschüs-
sen, im Landesausschuss für Berufsbildung und im
Beirat für berufliche Bildung einfließen lassen.
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Hochschule und Forschung

Niedersachsen

Hochschul- und Forschungspolitik
Der neue Wissenschaftsminister hatte mit dem „Hoch-
schuloptimierungskonzept“ bereits 2003 seine Vor-
stellungen dargelegt, die bei den Gewerkschaften in
weiten Teilen auf Kritik gestoßen sind. Der DGB-Bezirk
hat seine Kritik durch Pressemitteilungen und in diver-
sen Gesprächen mit LandesvertreterInnen auch 2004
verdeutlicht.

Am 5. November hat der hochschul- und forschungs-
politische Arbeitskreis des DGB eine Tagung mit dem
Thema „Bologna, Studienreform und die sozialen
Effekte“ durchgeführt und die Probleme der europäi-
schen Hochschulreform kritisch diskutiert. In der in-
haltlichen Arbeit des hochschul- und forschungspoliti-
schen Arbeitskreises (HoPo) stand 2004 neben dem
Hochschuloptimierungskonzept besonders die Zukunft
der Kooperationsstellen im Zentrum.

Kooperationsstellen
Der DGB koordiniert im Rahmen des „Netzwerkes Ko-
operationsstellen“ die Arbeit der fünf Kooperations-
stellen Hochschulen-Gewerkschaften in Niedersachsen.
Aufgrund der Neuausrichtung der niedersächsischen
Hochschulpolitik hat sich auch das Netzwerk intensiv
mit den Folgen des Hochschuloptimierungskonzepts
und den Auswirkungen der Sparpolitik des Landes auf
die Arbeit der Kooperationsstellen beschäftigt. Die
bereits 2004 ausgelaufenen Kooperationsvereinbarun-
gen konnten verlängert und damit eine Fortführung
der erfolgreichen Kooperationsarbeit erreicht werden.
Um die gemeinsame Arbeit des Netzwerkes und die
Vielfalt des von den Kooperationsstellen organisierten
Wissenschafts-Praxis-Dialogs nach außen besser dar-
zustellen, wird seit Sommer 2003 regelmäßig ein Netz-
werkinfo herausgegeben.

Bremen

Hochschulinformationsbüro (HIB)
In Bremen wird ein Beratungsbüro für StudentInnen
gemeinsam mit der GEW, ver.di und der IG Metall
unterhalten. Zu allen Fragen rund um Mini-Jobs, stu-
dentische Beschäftigungsverhältnisse, Hans-Böckler-
Stiftung, Versicherungsfragen und Gewerkschaftsmit-
gliedschaft finden Beratungen statt. Zudem werden
verschiedene Veranstaltungen und Infostände in der
Universität durchgeführt.

Sachsen-Anhalt

Kooperationen
An der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg exi-
stiert ein Hochschulinformationsbüro, das der DGB
gemeinsam mit der Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft (GEW) und dem Studentenrat betreibt. Be-
reits seit vier Jahren arbeitet die als Verein eingetra-
gene Kooperationsstelle „Wissentransfer“ erfolgreich
an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg.
Weitere Kooperationsbeziehungen bestehen zwischen
dem DGB Sachsen-Anhalt und dem Fachbereich Sozial-
und Gesundheitswesen der Hochschule Magdeburg/
Stendal. Gemeinsam mit der Fachhochschule wurden
Fortbildungen zur Sozialgesetzgebung sowie Veran-
staltungen zur Armut und Alterssicherung von Frauen
durchgeführt.

19Das machen wir. 2004 • Bildungspolitik



Niedersachsen

Gesundheitspolitik
Eine wirkliche Gesundheitsreform muss nach Ansicht
des DGB eine bedarfsgerechte Versorgung für alle
Menschen garantieren, Prävention, ambulante und
stationäre Versorgung und Rehabilitation eng mitein-
ander verzahnen (Integrierte Versorgung), die Qualität
der medizinischen Versorgung verbessern und die
gesundheitliche Versorgung hochwertig und gleich-
zeitig wirtschaftlich gestalten.

Auf die desolate Kostensituation wurde bei den
Innungskrankenkassen (IKK) wie bei anderen Kassen
mit entsprechenden Strukturmaßnahmen reagiert. Die
ehemals 14 Innungskrankenkassen wurden auf die
vier Bezirke Mitte-Süd, Nord-Ost, West und Süd-Ost
mit jeweils 4 Bezirksbeiräten reduziert. Eine ebenfalls
reduzierende Maßnahme erfolgte im Verwaltungsrat
der Innungskrankenkassen von 30 auf 24 Mitglieder,
davon 12 ArbeitnehmerInnen und 12 ArbeitgeberInnen.

Neben der Strukturreform steht die Finanzierung der
Gesetzlichen Krankenversicherung im Vordergrund.
Nur durch die Stärkung der Solidarität kann sicherge-
stellt werden, dass alle BürgerInnen unabhängig von
ihrem Einkommen die gesundheitliche Versorgung
erhalten, die sie im Krankheitsfall benötigen. Das ist
das Ziel gewerkschaftlicher Gesundheitspolitik. Das
Reformmodell des DGB ist die Bürgerversicherung.
Ziel ist es, durch mehr Wettbewerb die medizinische
Versorgung zu verbessern. Zugleich könnten die Bei-
tragssätze gesenkt werden, indem die Belastungen
gerechter verteilt werden.

Rentenversicherung (RV)
Die Rentenreform 2004 besteht aus zwei Bestand-
teilen: zum einem aus dem Rentenversicherungs-
Nachhaltigkeitsgesetz, das die Rentenleistungen kürzt;
zum anderen aus dem Alterseinkünftegesetz, das die
künftige Besteuerung der Renten regelt. Das RV-
Nachhaltigkeitsgesetz soll die Finanzierungsfähigkeit
der Rentenversicherung langfristig sichern. Deshalb
enthält das Gesetz ausschließlich Leistungsverschlech-

terungen. Diese machen es noch mehr als bislang
notwendig, dass die gesetzliche Rentenversicherung
durch zusätzliche Vorsorge ergänzt wird.

Im Rahmen der bundesweiten Organisationsreform
der Rentenversicherung wird der Zusammenschluss
der Landesversicherungsanstalt (LVA) Braunschweig
und der LVA Hannover mit der Wahl der neuen Selbst-
verwaltung im Rahmen der Sozialwahlen zum 1. Mai
2005 abgeschlossen sein.

Sozialwahlen 2005
Im Rahmen des Arbeitskreises Sozialwahlen 2005 des
DGB-Bundesvorstandes wurde die Vorbereitung zu
den Wahlen fortgesetzt. In dem für die Vorbereitung
der Sozialwahlen 2005 gegründeten Arbeitskreis im
DGB-Bezirk wurden von den zuständigen VertreterIn-
nen der Mitgliedsgewerkschaften unter anderem die
Verteilung der Mandate erarbeitet. Weitere Schwer-
punkte bildeten der Informationsaustausch sowie die
gegenseitige Unterstützung bezüglich der Vorgehens-
weise bei der Listenaufstellung.

Die Benennung der KandidatInnen erfolgte von der
zuständigen Gewerkschaft an den DGB-Bezirk, der
aufgrund dieser Angaben die Vorschlagslisten erstell-
te. Die für die Listeneinreichung erforderlichen Zu-
stimmungserklärungen wurden seitens des DGB-Bezirks
in Form eines Anschreibens bei den entsprechenden
KollegInnen eingeholt. Nach dem Erhalt der Unter-
lagen wurden die Vorschlagslisten anhand der von
den Versicherungsträgern und Kassen zur Verfügung
gestellten Formulare überarbeitet und nach Rück-
sprache mit der jeweiligen Versicherungsanstalt bzw.
Krankenkasse eingereicht.

Nach dem vorliegenden Ergebnis finden bei der AOK
Niedersachsen, der IKK Niedersachsen, der LVA Braun-
schweig, der LVA Hannover sowie der LVA Oldenburg-
Bremen Friedenswahlen statt. Es wird demnach in den
vorgenannten Krankenkassen sowie Landesversiche-
rungsanstalten nicht zu einer Wahlhandlung kommen.
Dies ist insbesondere im Hinblick auf die finanzielle
Belastung ein umso erfolgreicheres Ergebnis.

Sozialpolitik
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Die gewählten VertreterInnen wirken bei Entscheidun-
gen mit, die sich unmittelbar auf die soziale Sicher-
heit der Versicherten, der RentnerInnen und der je-
weiligen Familienangehörigen auswirkt.

Im Anschluss an die Sozialwahlen 2005 finden darü-
ber hinaus die Wahl der Versichertenältesten in den
Landesversicherungsanstalten Braunschweig, Hanno-
ver und Oldenburg-Bremen sowie die Wahl der Bei-
räte der AOK Niedersachsen statt.

Menschen mit Behinderung
Der DGB-Bezirk hat das Sponsoring für den Hoch-
springer Reinhold Bötzel 2004 weitergeführt. Rein-
hold Bötzel hat zusammen mit dem DGB für die 
Teilnahme am Europäischen Aktionstag am 3. April
geworben. Zur Zeit ist er mit einer Autogrammkarte
im Internet auf den Seiten des DGB-Bezirks vertreten
(siehe Abb. oben rechts).

Reinhold Bötzel hat sich nach den Paralympics in Athen
2004 als nächstes Ziel die Europameisterschaft 2005
in Helsinki vorgenommen. Wir wünschen ihm viel Er-
folg und unterstützen ihn auch im kommenden Jahr.

Soziales Bündnis Niedersachsen
Das Soziale Bündnis Niedersachsen war aktiv an der
Vorbereitung und Durchführung der Demonstration
am 3. April beteiligt. Im Mai 2005 fand in Berlin der
Perspektivenkongress statt. In diversen Vorträgen und
Workshops wurden aktuelle soziale Probleme und
Alternativen diskutiert. Die Ergebnisse dieser Veran-
staltung waren für die weitere Bündnisarbeit von Be-

deutung. Im Rahmen des vom Sozialen Bündnis am 3.
Juni 2004 veranstalteten „Ratschlags“ wurden anhand
von Vorträgen, Diskussionen an „Runden Tischen“ so-
wie in Workshops Visionen und Perspektiven für die
zukünftige Bündnisarbeit entwickelt. Die weitere Pla-
nung des Sozialen Bündnis für 2005 ist vornehmlich
an gezielt eingesetzten Aktivitäten vor Ort ausgerich-
tet, die über die Gliederung des Bündnisses in die
Landesebene sowie auf regionaler Ebene umgesetzt
werden sollen.

„Absturzgefahr! Sozialabbau.“
Besondere Aufmerksamkeit erhielt die vom DGB-Bezirk
gemeinsam mit der Landesarmutskonferenz herausge-
gebene 1. Auflage der Broschüre „Absturzgefahr!
Sozialabbau“. Diese Publikation, die insbesondere der
Mobilisierung zum 3. April diente, ist unter Mitarbeit
verschiedener Organisationen und Verbände entstan-
den. Die Texte verweisen anhand von Beispielen auf
die Auswirkungen der Kürzungen und zeigen Alterna-
tiven auf. Die 1. Auflage wurde mit großem Interesse
aufgenommen und nachgefragt, so dass eine aktuali-
sierte 2. Auflage im Januar 2005 erscheinen wird.

Bremen

Netzwerk Gesundheit
Das im Zusammenhang mit der Gesundheitsreform
vom DGB Bremen ins Leben gerufene Netzwerk Ge-
sundheit, an dem sich unter anderem Gewerkschaf-
ten, Selbsthilfegruppen, Sozialverbände und Versi-
chertenvertreterInnen der Krankenkassen beteiligen,
setzte 2004 seine Arbeit fort. Es fanden mehrere
Informationsveranstaltungen mit PolitikerInnen und
KrankenkassenvertreterInnen zu den Themen Präven-
tion, Bürgerversicherung und Patientenrechte statt.
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Sozialgipfel
Am 23. Oktober 2004 fand der erste Bremer Sozial-
gipfel statt, den der DGB gemeinsam mit den beiden
großen Kirchen und deren Arbeitnehmerorganisatio-
nen, mit dem Frauenausschuss, den Wohlfahrtsver-
bänden und StudentInnen veranstaltete. In einem
offenen Diskussionsforum bezogen diese großen Orga-
nisationen in Bremen zum ersten Mal gemeinsam
Position zu gesellschaftlichen Reformfragen. Rund
120 Menschen aus unterschiedlichsten Bereichen und
Milieus haben über die Zukunft des Sozialstaats dis-
kutiert. Die Ergebnisse werden festgehalten und Ver-
abredungen für weitere Handlungsschritte getroffen.
Auf ausdrücklichen Wunsch aller Beteiligter soll diese
gemeinsame Veranstaltung eine Fortsetzung finden.

Sozialwahlen
Die Listenaufstellung für die Allgemeine Ortskranken-
kasse (AOK) Bremen Bremerhaven und die Handels-
krankenkasse (HKK) Bremen ist abgeschlossen. Bei der
AOK wird es eine reine DGB-Liste geben. Bei der HKK
kandidiert der DGB neben der Gewerkschaft ver.di
sowie einer freien Liste. Es wird angestrebt, wie be-
reits im letzten Jahr zu einer Friedenswahl zu kommen.

Rente
Die Erhebung der vollen Krankenversicherungsbeiträge
auf Betriebsrenten rief bei den Rentnerinnen und Rent-
nern großen Unmut hervor. Der DGB startete gemein-
sam mit den Einzelgewerkschaften eine Aktion zur
Unterstützung der RentnerInnen, die dagegen Wider-
spruch einlegen wollten.

Sachsen-Anhalt

Soziale Bewegung
Das Bündnis Soziale Bewegung wurde auf Landes-
ebene am 26. Februar 2004 in Magdeburg gegründet.
Bei der Gründungsveranstaltung waren über hundert
TeilnehmerInnen aus den unterschiedlichsten Organi-
sationen anwesend. Die Veranstaltung kam sehr gut
an, die Vorträge von Horst Schmitthenner und Wolf-
gang Belitz fanden großen Anklang. Außerdem wurde
ein gemeinsamer Aufruf verabschiedet und ein Spre-
cherrat gegründet, der Aktivitäten planen soll. Dieser
Sprecherrat besteht aus 20 VertreterInnen unterschied-
lichster Organisationen und aus VertreterInnen der
Bündnisse vor Ort. Eine Internetseite ist auf den Weg
gebracht sowie ein BürgerInnenbegehren mit Forde-
rungen zu den Themenbereichen Arbeitsmarkt-, Steuer-,
Wirtschafts- und Sozialpolitik. Die gesammelten Unter-
schriften sollen zusammen mit den Arbeitnehmerbe-
gehren der Gewerkschaften übergeben werden.

Am 18. September 2004 fand eine Diskussionsreihe
mit sieben Workshops statt, die unter dem Motto
„Alternativen zur Agenda 2010“ stand. Prof. Dr.
Roland Roth wertete in seinem Einstiegsreferat „Was
bedeutet Solidarität?“ unter anderem Interviews aus,
die auf den Montagsdemos gemacht worden waren.
Dieser interessante Vortrag rief ein großes Echo her-
vor, so dass dieses Thema noch einmal vertieft wer-
den soll. Eine Dokumentation ist in Arbeit.

Volksbegehren und Volksentscheid
Auch im Jahr 2004 gingen die Aktivitäten des Bünd-
nisses für ein Kinder- und Jugendfreundliches Sachsen-
Anhalt weiter. Bis zum 12. Februar 2004 wurden auf
den Straßen in vielen Orten Unterschriften für den
Volkentscheid gesammelt. Nachdem alle Unterschrif-
tenbögen bei ver.di eingegangen waren, mussten sie
nach den Meldestellen sortiert und jede Unterschrift
auf ihre Gültigkeit geprüft werden. Wir bedanken uns
herzlich bei allen ehrenamtlichen HelferInnen, die drei
Wochen lang bis spätabends und am Wochenende
geholfen haben. Die Arbeit hat sich gelohnt. Am 20.
Februar 2004 konnten über 275.314 Unterschriften
im Innenministerium abgegeben werden. Nach Ab-
lehnung unseres Gesetzentwurfes im Landtag fand
die Zulassung des Volksentscheid statt. Der Tag des
Volkentscheides ist auf den 23. Januar 2005 festge-
legt worden. Dies ist in Sachsen Anhalt das erste Mal,
dass direkte Demokratie ausgeübt werden kann und
die Bevölkerung über ein Gesetz abstimmen wird. Die
InitiatorInnen benötigen über 500.000 Ja-Stimmen,
um Erfolg zu haben. Die Werbungskosten für das
Volksbegehren muss das Bündnis selbst aufbringen.
Deshalb kann das Bündnis nicht flächendeckend pla-
katieren, sondern wird sich wieder auf Stände und
Aufrufe in den Gewerkschaftszeitungen konzentrie-
ren. Wir alle haben es gemeinsam in der Hand, ob
wir Erfolg haben werden.

Sozialwahlen
Die Vorbereitungen für die Sozialwahlen haben im
Frühjahr begonnen. Die Listen wurden am 18. Novem-
ber 2004 eingereicht. Bei der AOK Sachsen-Anhalt
gibt es zwei Konkurrenzlisten des Deutschen Beam-
tenbundes (DBB) und der Gewerkschaft der Sozialver-
sicherung (GdS), ebenso bei der Landesversicherungs-
anstalt Sachsen-Anhalt (ARGUM und DBB). Da die
Gespräche noch nicht abgeschlossen sind, ist noch
nicht klar, ob eine Wahl stattfinden wird. Gemeinsam
mit der Region Halle und Dessau hat der DGB Sach-
sen-Anhalt eine Schulung für die Versichertenältesten
durchgeführt. Diese soll im nächsten Jahr auch in den
anderen Regionen stattfinden.
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Frauenarbeit im Bezirk

Die Frauen im DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen –
Sachsen-Anhalt arbeiten seit Bezirksgründung intensiv
und gut zusammen. Nach dem Weggang von Dr. Petra
Bratzke vertreten die Kolleginnen Petra Richter und
Helga Papendick-Apel den Bezirk im Bundesfrauen-
ausschuss mit einer Stimme.

In den Ländern existieren nach wie vor Landesfrauen-
ausschüsse, die sich jährlich einmal zu einer gemein-
samen Landesfrauenausschusssitzung treffen. Die Lan-
desfrauenausschüsse der drei Länder trafen sich in
diesem Jahr im Mütterzentrum Salzgitter um die prak-
tische Arbeit von Mütterzentren kennenzulernen.
Schwerpunkt war der generationsübergreifende An-
satz von sozialer Arbeit zur Unterstützung von Kindern,
Familien und Senioren. Die Gründerin und damalige
Leiterin des Mütterzentrums stellte die Entstehungs-
geschichte und jetzige Arbeitsweise der Einrichtung
vor. Nach einem gemeinsamen Rundgang diskutierten

wir über Umsetzungsmöglichkeiten in anderen Regio-
nen. Die in Niedersachsen zuständige Ministerin hat
ein Projekt „Mütterzentren“ ausgeschrieben. Nach
den in Salzgitter entwickelten Kriterien und unter
Mitwirkung der ehemaligen Leiterin werden Mütter-
zentrums-Projekte bezuschusst.

Neben den Frauenausschüssen auf Landesebene exi-
stiert ein Bezirksfrauenausschuss, bestehend aus Ver-
treterinnen aus den Mitgliedsgewerkschaften, den
jeweiligen Landesfrauenausschussvorsitzenden und
den jeweiligen für Frauenarbeit zuständigen haupt-
amtlichen Kolleginnen bzw. Kollegen in den Ländern.

FrauenWinterTagung
Thema der FrauenWinterTagung 2004 war die Reform
der Arbeitsmarktpolitik. Dr. Alexandra Wagner refe-
rierte zu arbeitsmarktpolitischen Reformen im Kontext
der Vorschläge der Hartz-Kommission, zu Chancen
und Risiken für den Arbeitsmarkt. Am zweiten Tag
stellte Ulrich Gransee die wichtigsten Neuregelungen
durch das 3. und 4. Gesetz für Moderne Dienstleistun-
gen am Arbeitsmarkt vor. Prof. Dr. Wolfhard Kothe
nahm die arbeits- und sozialrechtliche Bewertung der
Gesetzesänderungen im Sozialgesetzbuch (SGB) II und
III vor.

FrauenSommerTagung
Die diesjährigeTagung in Sonneck stand unter dem
Thema Armut und Alterssicherung von Frauen. Ge-
meinsam mit den beiden Referentinnen Dr. Mechthild
Veil und Barbara Höckmann beschäftigten wir uns mit
der Lebenssituation von Frauen nach der Agenda
2010 sowie mit der Dynamik und Perspektive von
Alterssicherung für Frauen. Unter Berücksichtigung
der aktuellen Entwicklung unter der Agenda 2010
mussten wir feststellen, dass die Risiken in Armut und
Altersarmut zu gelangen weiter zunehmen werden.
Besonders betroffen werden Frauen sowie allein erzie-
hende Frauen und Männer sein. Die Gleichstellungs-
beauftragte der Stadt Naumburg Steffi Schikor, die
gleichzeitig die DGB-Ortsverbandsvorsitzende in
Naumburg ist, stellte den Teilnehmerinnen die Lebens-
und Arbeitssituation der Frauen in der Region vor.
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Die Tagungen erfreuen sich guter Resonanz, sind
immer ausgebucht und tragen viel zum gegenseitigen
Verständnis der Frauen aus Ost und West bei. Die
Planungen für die nächsten Tagungen laufen bereits,
die Termine sind fest notiert, es gibt bereits erste
Nachfragen.

Internationaler Frauentag
Auch 2004 haben die DGB-Frauen den Internationa-
len Frauentag mit vielen Ideen vorbereitet und mit
unterschiedlichsten Veranstaltungen und Aktionen
begangen. Bezirksweit haben in Städten und Gemein-
den kleinere und größere Veranstaltungen unter dem
Motto „Gleichstellung = umsetzen“ stattgefunden.

Girls’ day
Der Girls’ day ist zu einem festen Bestandteil der
Frauen- und Mädchenarbeit im Bezirk geworden.
Nachdem die am Anfang bestehenden Unsicherheiten
durch eindeutige Erlasse geregelt sind, findet der Tag
regen Zuspruch. Dank der Betriebsrätinnen und Be-
triebsräte vor Ort gibt es eine Vielzahl von interessan-
ten Angeboten, die vor- und nachbereitet werden.
2004 gestalteten der DGB Sachsen-Anhalt und die
DGB-Jugend den Girls’ Day in Kooperation mit der
Hochschule Magdeburg/Stendal. In Sachsen-Anhalt
richtet sich dieser Tag der Berufsfrühorientierung nicht
nur an Mädchen, sondern auch an Jungen. Gemein-
sam führten wir mit interessierten Jugendlichen ein
Potential-Assessment durch. Zusammen mit ausgebil-
deten TeamerInnen konnten die TeilnehmerInnen ihre
Stärken und Schwächen erforschen. Entsprechend
ihrer Fähigkeiten konnten sich die Jungen und Mäd-
chen mit passenden Berufsfeldern und Berufen aus-
einandersetzen.

Nein zu Gewalt an Frauen
Frauen der DGB-Regionen haben sich am 25. Novem-
ber am 5. Internationalen Gedenktag gegen Gewalt
an Frauen der Vereinten Nationen beteiligt. Die Fahne
„frei leben ohne gewalt“ der Menschenrechtsorgani-
sation Terre des Femmes setzte vor Gewerkschafts-
häusern ein sichtbares Zeichen.

Landesfrauenräte
Der DGB ist Mitglied im Landesfrauenrat Niedersach-
sen und im Landesfrauenrat Sachsen-Anhalt. Die
Bezirksfrauensekretärin ist Beisitzerin im Vorstand in
Niedersachsen. Auch in Sachsen-Anhalt arbeiten haupt-
amtliche Gewerkschaftsfrauen im Vorstand mit. Der
Landesfrauenrat Niedersachsen hat unter anderem eine
Resolution zur Umsetzung von Hartz IV verabschiedet,
eine Stellungnahme zu Änderungen des Gesetzes für
die Frauenbeauftragten gefertigt und eine Veranstal-
tung zum Thema Gewalt im Internet durchgeführt.

Seit Jahren arbeiten die DGB-Frauen im Bremer Frauen-
rat mit. Bei der diesjährigen Jahreshauptversammlung
wurden drei Anträge der Gewerkschaftsfrauen verab-
schiedet. Diese forderten „Chancengleichheit für
Frauen – Arbeitsmarktpolitische Instrumente der Fort-
und Weiterbildung sowie der Beschäftigung müssen
für Frauen weiterhin zur Verfügung stehen“, „Die ge-
plante Streichung von 250 Kindergartenplätzen für
das Jahr 2004/2005 soll zurückgenommen werden“
und „Umsetzung des Zweitkräfteprogramms für Er-
zieherinnen für den Kindertagesbereich statt einem
fragwürdigen Qualifizierungsprogramm zur Kinder-
pflegerin und Sozialassistentin“.

Niedersachsen

Der Landesfrauenausschuss Niedersachsen hat sich
2004 intensiv mit der geplanten Einschränkung der
Rechte der Frauenbeauftragten in Niedersachsen
durch die Änderung des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsrechtes befasst und dazu eine
Resolution und Presseerklärung verabschiedet. 

Weitere Schwerpunkte waren die Änderungen im Bil-
dungsbereich in Niedersachsen und die Vorbereitung
der Bezirksfrauenkonferenz sowie der Länderabende,
die für 2005 geplant sind.

Die Frauen im DGB Niedersachsen haben sich und ihre
Arbeit erstmals im Rahmen eines Standes des Landes-
frauenrates auf der infa in Hannover vorgestellt.

Bremen

Einmal im Monat trifft sich in Bremen der Regions-
frauenausschuss, um über aktuelle frauenpolitische
Themen zu diskutieren. In diesem Jahr haben die
anstehenden Veränderungen am Arbeitsmarkt und
die daraus resultierenden Folgen für Frauen, die ge-
planten Kürzungen im Sozialbereich sowie die feh-
lende Unterbringung für Kinder unter drei Jahren die
Schwerpunkte bestimmt.

Mitarbeit „Familienfreundliche Stadt Bremen“
Die Bremer Initiative „Familienfreundliche Stadt“ will
Anstöße geben und Impulse setzen, damit die Lebens-
bedingungen der Menschen verbessert und das Leben
zwischen Arbeit und Alltag familienfreundlicher wird.
Der DGB gehört zu den InitiatorInnen. Ziel ist es, in
Politik und Verwaltung, in Betrieben und Unterneh-
men, in Verbänden und Institutionen die „Familien-
freundliche Stadt“ als Leitidee in Programmatik und



alltäglicher Praxis zu verankern. Das Projekt will deut-
lich machen, wie wichtig Familienfreundlichkeit auch
als Wirtschaftsfaktor ist.

Das Projekt startete am 5. Dezember 2003 mit dem
Workshop „Audit Beruf und Familie“ im Bremer Rat-
haus. Neben Ulrike Hauffe, Landesbeauftragte für
Frauen, und Hartmut Perschau, Bürgermeister und
Senator für Wirtschaft, referierte der Geschäftsführer
der Beruf & Familie gGmbH Stefan Becker zum Thema
„Das Audit Beruf und Familie – Ein neues personal-
politisches Instrument. Chancen für die Betriebe, die
Beschäftigten und das lokale Umfeld“. In weiteren
Workshops gab es Informationen zu „Möglichkeiten
zu beteiligungsorientierten Aushandlungsprozessen
von Arbeitszeitmodellen“, sowie zum Thema „Eltern
werden – Eltern sein im Unternehmen“.

Weitere Themen sollen im Rahmen von Workshops
2005 diskutiert werden. Zwei Betriebe sind in Bremen
bereits auditiert, acht befinden sich im Verfahren, 22
bekunden Interesse oder begleiten das Verfahren
interessehalber.

kollegin.net – ein virtuelles Netzwerk
kollegin.net ist ein virtuelles Netzwerk für Betriebs-
und Personalrätinnen, das die DGB-Regionen Elbe-
Weser, Bremen-Bremerhaven und Oldenburg-Wil-
helmshaven als Gemeinschaftsprojekt im Rahmen des
Aktionsprogramms !Chancen gleich! aufgebaut haben.
Das durch Passwort geschützte Netzwerk will gewerk-
schaftlich organisierten Betriebs- und Personalrätinnen
in ihrem alltäglichen Engagement für Chancengleich-
heit mit Rat und Hilfe zur Seite stehen. Das reichhalti-
ge Angebot im Netz umfasst Diskussionsforen, mode-
rierte Themenchats mit ExpertInnen, Infos zu aktuellen
Themen sowie Betriebsvereinbarungen zum Download.
Das Netzwerk ist gewerkschafts- und regionsübergrei-
fend. Gerade für InteressenvertreterInnen aus den
ländlichen Regionen bietet sich ein virtuelles Netz-
werk als Unterstützung an, haben sie doch weniger
Chancen als Frauen in den Ballungsräumen, sich regel-
mäßig mit Kolleginnen aus anderen Unternehmen zum
Erfahrungsaustausch zu treffen.

Ganz wollen aber auch die Netzwerkerinnen nicht auf
reale Begegnungen verzichten. Dreimal pro Jahr wer-
den Treffen mit Betriebs- und Personalrätinnen aus
den drei Regionen zu vorher festgelegten Themen

durchgeführt. Alle zwei Monate treffen sich die Regio-
nalgruppen zu einem Austausch. kollegin.net ist als
Pilotprojekt angelegt. Die Erfahrungen mit dem vir-
tuellen Netz sollen ausgewertet und gegebenenfalls
auf andere Regionen übertragen werden.

Sachsen-Anhalt

Der Landesfrauenausschuss beschäftigte sich in die-
sem Jahr mit den Auswirkungen der Hartzgesetzge-
bung auf Frauen. Weitere Schwerpunkte waren die
Themen Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Familien-
bündnisse in Sachsen-Anhalt und das Landesbündnis
für Familie, die Gestaltung von Projekten zur Chancen-
gleichheit und -gerechtigkeit in Betrieben und zur
Vereinbarkeit von Familie und Beruf in Zusammen-
arbeit mit ISA CONSULT Berlin. Auch die aktive Mit-
arbeit in der Volksinitiative für ein Kinder- und jugend-
freundliches Sachsen-Anhalt sowie die Vorbereitung
des Volksentscheids für ein Kinder- und Jugendfreund-
liches Sachsen-Anhalt am 23. Januar 2005 und der
Girl´s Day spielten eine große Rolle.

Auswirkungen von Arbeitslosengeld II
Weitere frauenpolitische Aktivitäten waren die Mit-
gestaltung des frauenpolitischen Stammtisches zum
ALG II in Naumburg/Sangerhausen, Schulungen und
Fortbildungen zum ALG II in Zusammenarbeit mit dem
Info-Projekt, die Durchführung einer Hotline zum ALG
II und die Mitarbeit im Landesfrauenrat.

Im Zusammenhang mit der Zusammenlegung von
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe hat der DGB Sach-
sen-Anhalt im Juli eine Informations- und Koordinie-
rungstelle zum neuen ALG II/Sozialgeld eingerichtet.
Seither wurden rund 600 MultiplikatorInnen aus
Gewerkschaften und sozialen Bündnissen zum Thema
ALG II fortgebildet. Daneben traten die Beschäftigten
der Info- und Koordinierungsstelle bei gewerkschaft-
lichen Veranstaltungen in den Regionen auf.

Die Hotline zum ALG II dient der Unterstützung der
gewerkschaftlichen Arbeit in den Regionen. Außer-
dem können sich dort Betroffene und Multiplikato-
rInnen Informationen einholen.

Weiterhin arbeiten die DGB-Frauen an der Neuauflage
des Sozialhilfeleitfadens in Kooperation mit dem Pro-
jekt „Bedarfsgerecht“ der FH Magdeburg/Stendal. Hier
werden allgemeinverständlich alle neuen Information
zu den Änderungen dargestellt, die ab 1. Januar 2005
gelten. Mit diesen Angeboten erhalten Anspruchs-
berechtigte und MultiplikatorInnen aus dem gewerk-
schaftlichen Spektrum Hilfe und Unterstützung.
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Bezirk

Erfolgreiche Berufsschultour 2004
In den Monaten September, Oktober und November
fand bezirksweit die diesjährige Berufsschultour der
Gewerkschaftsjugend statt. Gemeinsam mit den Mit-
gliedsgewerkschaften waren wir mit dem DGB-Kam-
pagnenmobil, vielen Mitmachmöglichkeiten, dem
Projekttag für Demokratie und Mitbestimmung und
vielen ehrenamtlichen TeamerInnen an den Berufs-
schulen unterwegs. Auf dem Schulhof standen Kolle-
gInnen der Gewerkschaften für die Jugendlichen als
Ansprechpartner vor Ort zur Verfügung. Fotos und
Termine der Tour gibt es unter www.berufsschultour
2004.de.

Reform des Berufsbildungsgesetzes
2004 sind die Arbeiten zur Reform des Berufsbildungs-
gesetzes (BBiG) aus dem Jahr 1969 weiter vorange-
schritten. Nachdem urspünglich schon in diesem Jahr
die Novellierung umgesetzt werden sollte, ist zum
Redaktionsschluss der 1. Januar 2005 für ein Inkraft-
treten des reformierten BBiG vorgesehen. Höhepunkt
unserer Kampagne zur Reform des BBiG war die Fach-
tagung am 14. September 2004 in Hannover, die mit
mehr als hundert TeilnehmerInnen ein voller Erfolg
war. Neben der Diskussion von gewerkschaftlichen
Positionen in verschiedenen Arbeitsgruppen hatten
wir die Möglichkeit, mit zentralen AkteurInnen der
Berufsbildungsdebatte zu diskutieren: Veronika Pahl
(Bundesbildungsministerium), Willi Brase (SPD-Bundes-
tagsfraktion), Hans Weißmann (Bundesinstitut für
Berufsbildung) und Uta Kupfer (ver.di-Bundesvorstand).
Dabei wurde deutlich, dass die DGB-Jugend an eini-
gen Stellen nicht mit den Vorstellungen der Bundes-
regierung konform geht. Insbesondere die von der
Bundesregierung geplante Ausweitung vollzeitschuli-
scher Ausbildungsgänge zeigt, dass der Ansatz der
BBiG-Reform stärker auf der Beseitigung einer Man-
gelsituation liegt, nämlich der Verringerung der Aus-
bildungsplatzlücke, als auf einer qualitativen Verbes-
serung der dualen Ausbildung.

Der DGB hat Ende Oktober auf Bundesebene einen
eigenen Gesetzesentwurf vorgelegt, der als Alterna-
tive in die allgemeinen Beratungen eingegangen ist.
In den Ländern haben wir darauf hingewirkt, dass im
Zuge der Föderalismusdebatte die Berufsbildung wei-
terhin in der Bundeszuständigkeit bleibt. Weitere
Informationen gibt es unter www.bbig-reform.de.

Personelles
Zum 1. Januar 2004 hat Moritz Blanke seine Tätigkeit
als Jugendbildungsreferent in der DGB-Region Süd-
OstNiedersachsen begonnen.

Pia Gries, ehemals Jugendbildungsreferentin der
Region SüdOstNiedersachsen, ist nach Göttingen in
die Region Südniedersachsen-Harz gewechselt und
hat dort die Stelle von Peter Wolf übernommen, der
aus dem DGB ausgeschieden ist.

In der DGB-Region Bremen-Bremerhaven hat am 
1. Februar 2004 Sabine Herold die Nachfolge des
langjährigen Jugendbildungsreferenten Henner Gün-
ther angetreten, der jetzt als Organisationssekretär in
Bremen arbeitet.

In Hannover ist Mirjam Blumenthal am 1. Februar
2004 aus ihrer Elternzeit zurückgekehrt und hat sich
bis Ende Juli die Stelle mit Dirk Assel geteilt. Ende
Januar hat Jan Steyer seine Elternzeitvertretung für
Mirjam Blumenthal beendet.

In Sachsen-Anhalt trat Katrin Skirlo zum 1. Juli 2004
die Nachfolge von Petra Richter als Landesjugend-
sekretärin an.

Niedersachsen

„...für demokratie courage zeigen!“
Im Projekt „... für demokratie courage zeigen!“ hat
die DGB-Jugend 2004 in der Regel mehrtägige Pro-
jektphasen an Schulen durchgeführt und eine langfri-
stige Zusammenarbeit mit interessierten Schulen er-
reicht. Durch eine intensive Kooperation mit Semina-
ren der Universitäten Lüneburg, Oldenburg und Han-
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nover konnte viele ehrenamtlichen TeamerInnen aus-
gebildet werden.

Im Berichtszeitraum sind in den niedersächsischen
Städten Göttingen, Braunschweig, Oldenburg, Hil-
desheim und Hannover sowie in Bremen regionale
Arbeitsgruppen des Projekts „für demokratie courage
zeigen!“ etabliert und gefestigt worden. Diese treffen
sich jeweils in zwei- bis vierwöchigen Abständen und
bearbeiten örtliche Fragestellungen zum Themenbe-
reich Demokratie und Toleranz, Anti-Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit. Darüberhinaus initiieren regio-
nale Courage-Gruppen Veranstaltungen und Konzerte,
Ausstellungen und Fachtagungen und beteiligen sich
daran.

Im Rahmen der Treffen des Arbeitskreises Evaluation
sind Qualitätskriterien entwickelt worden, die unmit-
telbar in die Projektpraxis einfließen. Hierzu gehören
unter anderem Fragebögen, die SchülerInnen nach
den Projektphasen ausfüllen, die Erstellung einer
Struktur für Projektphasenberichte der TeamerInnen
sowie die Entwicklung konzeptioneller Ideen für die
thematische und methodische Erweiterung der Pro-
jektphasen.

Die angesprochenen Zielgruppen konnten weitgehend
erreicht werden. Die Projekttage sind fast ausschließ-
lich in Hauptschulklassen oder in berufsbildenden
Schulen durchgeführt worden. Durch die Bedingung
für die Kooperation mit den Schulen, mindestens drei-
tägige Projektphasen am Stück in einer Klasse durch-
zuführen sowie Vor- und Nachbereitungstreffen zu
vereinbaren, konnten wir im Projekt gewährleisten,
dass die gemeinsamen Lernprozesse der SchülerInnen
und der Courage-TeamerInnen erkennbarer werden.
Erste Konsequenz war eine nachhaltigere Wirkung,
weil es einen Erfahrungsaustausch über die Projekt-
phasen zwischen TeamerInnen und SchülerInnen gibt.
Die langfristige Zusammenarbeit mit interessierten
Schulen konnte gefestigt werden. Kooperationsab-
sprachen sind in Vorbereitung und Umsetzung. Ge-
dacht ist in diesem Zusammenhang an eine systemati-
sche Qualifizierung der SchülerInnenvertreter und der
Lehrkräfte.

Der Aspekt des Gender Mainstreaming ist grundle-
gend in das Projekt „für demokratie courage zeigen!“
eingefügt: Das Team der Projekttage besteht grund-
sätzlich aus einer Frau und einem Mann. In einigen
Projektphasen ist mit geschlechtshomogenen Arbeits-
einheiten experimentiert worden. An der Weiterent-
wicklung dieser konzeptionellen Inhalte wird während
der TeamerInnen-Arbeitskreise gearbeitet. Auch eine
eigene Projektphase „Lebensentwürfe junger Frauen -
Lebensentwürfe junger Männer!?“ ist mehrmals durch-
geführt worden.

Weitere Informationen zum Projekt gibt es unter
www.courage-niedersachsen.de.

Berufsschularbeit der DGB-Jugend
Wir haben in diesem Jahr unsere Aktivitäten im „Pro-
jekt Demokratie und Mitbestimmung – DGB-Jugend
macht Schule“ verstärkt. Im Rahmen der Berufsschul-
tour im Herbst haben an vielen Schulen Projekttage
stattgefunden. Wir haben weitere TeamerInnen in
mehreren Schulungen qualifiziert und damit neue
KollegInnen für die DGB-Jugendbildungsarbeit gewin-
nen können.

Auch 2004 hat sich gezeigt, dass die DGB-Jugend mit
diesem Angebot Jugendliche an Berufsschulen errei-
chen und für an der Jugendbildungsarbeit Interessierte
ein attraktives Betätigungsfeld schaffen kann. Unter-
stützt wurden wir bei unserem Projekt sowohl von
den KollegInnen der Mitgliedsgewerkschaften als
auch von vielen engagierten BerufsschullehrerInnen.

Als DGB-Bezirk sind wir Teil der bundesweiten Steue-
rungsgruppe für das Projekt. Dort werden regelmäßig
Erfahrungen aus den beteiligten Bezirken ausgetauscht,
um das Projekt weiter zu entwickeln. Mittlerweile
wurde ein TrainerInnenkreis aufgebaut, der die Schu-
lungen der neuen TeamerInnen übernimmt und ge-
meinsame Fortbildungen für das Team organisiert.
Begleitend wurde dieses Jahr auch eine Evaluation
installiert, welche die Erfahrungen und Bewertungen
der Projekttage mittels einer Umfrage bei SchülerIn-
nen untersucht. Ergebnisse sind 2005 zu erwarten.

Lebensweltbezogene Mädchenarbeit
Im Projekt „Lebensweltbezogene Mädchenarbeit“ wur-
den 2004 verschiedene Teilprojekte durchgeführt, um
Mädchen und junge Frauen anzuregen eine selbstbe-
wußte Berufs- und Lebenswegplanung zu entwickeln
und ihr Berufswahlspektrum zu erweitern. Erstmalig
wurde ein Projekt für weibliche Auszubildende ange-
boten, das helfen soll den Übergang von der Ausbil-
dung in den Beruf gezielter und selbstbewusster zu
gestalten. Schwerpunkte der Aktivitäten waren

D die Konzeption und Durchführung der Projektreihe
„Junge Frauen und IT“,

D die Konzeption und Durchführung von Basissemi-
naren zur geschlechterbewussten Berufsorientie-
rung und Lebensplanung in Kooperation mit ver-
schiedenen Schulen

D und die Konzeption und Durchführung eines
Bildungsurlaubsseminars zur „Berufs-, Lebensweg-
und Karriereplanung für junge Frauen aus den IT-
Berufen“.
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Durch einen lebensweltbezogenen Zugang in den
Workshops und IT-Werkstätten sollen Mädchen Hem-
mungen vor den Informationstechnologien abbauen
und den IT- und Multimediabereich als möglichen
Arbeitsbereich in ihr Berufswahlsspektrum einbezie-
hen. Sie können darüber hinaus ihre Fähigkeiten in
technischen Bereichen sowie im IT- und Multimedia-
bereich erproben. Sie lernen diese Fähigkeiten sach-
gerecht im Rahmen ihrer beruflichen Orientierung zu
nutzen. Durch berufsorientierendes Mentoring in
„frauenuntypischen“, techniknahen Bereichen sollen
Schülerinnen bestärkt und ermutigt werden sich für
ein bislang männerdominiertes Berufsfeld zu entschei-
den, indem sie junge Frauen kennen lernen, die die-
sen Schritt gewagt haben.

Beispiele für Projekte aus der Reihe „Junge Frauen
und IT“:

D „Alles digital.“ Workshop zur beruflichen Orien-
tierung von Mädchen und den neuen Medien

D IT-Workshop: Ein Thema der Wahl mit Powerpoint
präsentieren

D IT-Mentoring für Schülerinnen

Hauptziel der geschlechterbewussten Seminare zur
Berufsorientierung und Lebensplanung ist es Schüle-
rinnen und Schüler zu sensibilisieren, geschlechtsspe-
zifische Aspekte der Berufswahl und Lebensplanung
bewusst wahrzunehmen, und sie darin zu unterstüt-
zen, ein reflektiertes, persönliches Berufs- und Lebens-
wegprofil zu entwickeln.

Beim Bildungsurlaubseminar für weibliche Auszubil-
dende aus den IT-Berufen in der DGB-Jugendbildungs-
stätte Flecken Zechlin wurden die folgenden Frage-
stellungen und Programmpunkte thematisiert und
diskutiert:

D Wie können junge Frauen in IT-Berufen aus ihren
speziellen Kompetenzen und ihrem Know-How
Handlungspotenzial schöpfen?

D Wie können sie Hindernisse, die sich auf dem
Berufs- und Lebensweg auftürmen, aus dem Weg
räumen?

D Wie können junge Frauen der rasanten Arbeits-
marktentwicklung und drohender Arbeitslosigkeit
so begegnen, dass auch private Bedürfnisse einen
angemessenen Raum haben?

D Branchenspezifische Besonderheiten der IT-Berufe:
Weiterentwicklungsmöglichkeiten, Chancen, Hür-
den und „Fallstricke“

D Entwicklung eines persönlichen Berufs- und Lebens-
wegprofils/Karriereplanung

D Alte Berufe - neue Berufe. Neue Möglichkeiten,
aber die alten Probleme? Sicht der Gewerkschaften.

D Gemeinsam sind wir stark. Aufbau eines unter-
stützenden Netzwerkes.

Qualifizierungen/Jugendbildungsarbeit
Ein wichtiger Schwerpunkt der DGB-Jugendarbeit ist
die außerschulische politische Jugendbildung. Semi-
nare, Schulungen und Qualifikationen zu unterschied-
lichen Themenbereichen bieten wir fast ausschließlich
mit ehrenamtlichen Teamerinnen und Teamern an.
Dadurch werden unterschiedlichste Qualifikationen,
Erfahrungen und Kompetenzen gebündelt. Die DGB-
Jugend in Niedersachsen und Bremen ist 2004 mit
einer TrainerInnenausbildung einen weiteren Schritt
gegangen, indem sie eine TrainerInnenausbildung an-
geboten hat, die zur Aneigung von fachlicher, polit-
scher und persönlicher Kompetenz befähigen soll. Die
TeamerInnen sollen lernen, im Rahmen der gewerk-
schaftlichen Bildungsarbeit eigenständig für unsere
Zielgruppen politische Jugendbildungsarbeit anzubie-
ten sowie Trainingseinheiten und Projekte durchzu-
führen.

Die über das Jahr verteilten Seminare umfassten fol-
gende Inhalte:

D Das TrainerInnenkonzept der DGB-Jugend. Ver-
ständnis unserer Bildungsarbeit. Was ist die
Gewerkschaft? Erfahrungen aus dem eigenen
Gewerkschaftsleben.

D Der DGB - Rolle und Aufgabe in Gesellschaft und
Politik; Mitgliedsgewerkschaften und deren Ver-
bindung

D Einführung in Methodik und Didaktik, Moderation
und Präsentation

D Gruppenprozesse – Lernprozesse, Prozessgestal-
tung und Strukturgebung

D Das Team (Teamkonstellationen, Hospitanten)



29Das machen wir. 2004 • Jugend

D Gemeinsame Entwicklung von Konzepten

D Themen rund um unsere politische Arbeit

D Soziale, pädagogische und psychologische
Grundlagen

D Gemeinsame Erarbeitung eines Readers

Die DGB-Jugend ist mit dieser besonderen Qualifika-
tion 2004 erfolgreich gewesen und wird diese auch
2005 wieder anbieten.

Für die Jugendgruppenarbeit und Jugendbildungs-
arbeit vor Ort hat die DGB-Jugend JugendleiterInnen-
schulungen durchgeführt (die so genannte JULEICA)
und ist dabei mit einem aufgepeppten Konzept an
den Start gegangen. Steigende Zahlen bei den JULEI-
CAS belegen den Erfolg dieser neuen Ideen.

Vor allem konnten die DGB-JugendbildungsreferentIn-
nen in den DGB-Regionen unterschiedliche Projekte in
der Jugendbildungsarbeit umsetzen. Ob mit Schulen,
Jugendgruppen, gewerkschaftlichen TeamerInnen-
arbeitskreisen oder JugendvertreterInnen: Die DGB-
Jugend ist vor Ort präsent und engagiert sich für und
mit Jugendlichen für ihre Interessen und Belange. Von
Qualifizierungsmaßnahmen über themenorientierte
Seminare bis hin zu thematischen Schulungen: In den
Regionen findet vielfältige und bunte Jugend(bil-
dungs)arbeit statt.

Jugendpolitische Situation
In diesem Jahr hat die Landesregierung ihre Kürzungen
in der Jugendverbandsarbeit umgesetzt. Das bedeutet
die komplette Streichung des Förderprogramms „Struk-
turschwache Gebiete“ mit neun Zweidrittel-Stellen,
die Streichung der Förderung von Freizeit- und Erho-
lungsmaßnahmen und die Streichung des Verdienst-
ausfalls für JugendleiterInnen sowie eine Reduzierung
um 200.000 Euro bei der Förderung der verbandli-
chen Jugendbildungsstätten. Damit wurden insgesamt
über 1 Million Euro bei der Jugend gespart. Die DGB-
Jugend hat darauf in diesem Jahr verstärkt aufmerk-
sam gemacht und sich in die Beratungen um den
Haushalt 2005 eingemischt. Bei unserer Aktion „Wir
bewegen Werte“ im Rahmen des Landesjugendringes
haben wir Wertpapiere entwickelt, PolitikerInnen
gegenzeichen lassen und so auf unsere wertebilden-
den Maßnahmen hingewiesen. Weitere Informationen
zur Kampagne gibt es unter www.wir-bewegen.de.

2005 will die niedersächsische Landesregierung an
der Förderung für die Jugendbildungsstätten in Stein-
kimmen und Juist sparen und als erstes Bundesland
die Landeszentrale für politische Bildung auflösen.
Damit fällt ein wichtiger Partner für die außerschuli-
sche Jugendbildung in diesem Land weg. Dies haben
wir an vielen Stellen deutlich gemacht. Jedoch haben

in der Regierungskoalition die FinanzpolitikerInnen
die Oberhand. Nichtsdestotrotz werden wir auch bei
allen weiteren Gelegenheiten auf die Situation in der
Jugendförderung und Jugendarbeit hinweisen und
unsere Position verdeutlichen.

Ausbildungsplatzsituation
2004 erreichte die Zahl der ausbildungsplatzsuchen-
den und unversorgten Jugendlichen die höchste Zahl
seit Jahren. Es gibt weiterhin zu wenig Ausbildungs-
plätze. Viele BewerberInnen müssen in schulische
Warteschleifen ausweichen. Derweil bleibt das Umla-
gegesetz zur Ausbildungsfinanzierung in den Schub-
laden der parlamentarischen Gremien liegen. Die frei-
willige Selbstverpflichtung der Wirtschaft allein reicht
nicht aus. Der Ausbildungspakt auf Bundesebene ist
gescheitert. Auch in Niedersachsen verbessert sich die
Situation trotz des Ausbildungspaktes, den die Lan-
desregierung gemeinsam mit den Arbeitgebern abge-
schlossen hat, nicht.

Auf diesen Missstand hat die DGB-Jugend immer wie-
der hingewiesen. Gemeinsam mit den Gewerkschaf-
ten haben wir regional und überregional die Situation
angeprangert und die fehlenden Ausbildungsplätze
öffentlich skandalisiert. Im Rahmen unserer Berufs-
schultour im Herbst haben wir mit unterschiedlichen
Aktivitäten Jugendliche angesprochen und sie dazu
motiviert, sich für ihre Interessen einzusetzen.

Bremen

Projektschultage
An verschiedenen Schulen wurden Projekttage zum
Thema Sexismus und Geschlechterrolle durchgeführt.
Das Konzept wurde über einen längeren Zeitraum von
der DGB-Jugend selbst entwickelt. Die TeamerInnen
haben sich zum Teil selbstorganisiert fortgebildet,
zum Teil an Angeboten anderer Träger teilgenommen.
Die Projekttage stießen auf große Resonanz, so dass
das Angebot auf drei Tage ausgeweitet wird. Dieses
neue Konzept wird derzeit erprobt. Es besteht ein
sehr aktiver Gender-Arbeitskreis, in dem die Konzepte
weiterentwickelt werden. Die genderpädagogischen
Methoden fließen auch in die anderen Seminare und
Projekttage mit ein. Außerdem wurden in Bremen Pro-
jekttage im Rahmen von „...für Demokratie Courage
zeigen“ in verschiedenen Schulen durchgeführt.

Kooperation mit Schulen
Im Rahmen des sogenannten Eisbergmodells existie-
ren Kooperationen mit zwei Bremer Schulen im Rah-
men des Arbeitslehreunterrichts. Die DGB-Jugend bie-
tet die Inhalte Interessenvertretung, Mitbestimmung



30 Das machen wir. 2004 • Jugend

und Antirassismus an. Die Durchführung erfolgt in den
Räumen des Kulturzentrums Westend.

Vision Parade
Die DGB-Jugend hat wie in den letzten Jahren an der
Vision Parade mit einem Truck teilgenommen, der von
Ehrenamtlichen gestaltet und besetzt war.

Seminararbeit
Im ReferentInnenarbeitskreis Jugend treffen sich regel-
mäßig Teamerinnen und Teamer, um Seminarkonzepte
zu erarbeiten und zu evaluieren, sich fortzubilden und
anstehende Seminare zu besprechen. Es wurden unter
anderem einwöchige Seminare zum Thema Ausgren-
zung und Rassismus, zu Gruppenstrukturen und Soli-
darität sowie Klassengemeinschaft durchgeführt.
Außerdem fand eine Fahrt mit Auszubildenden aus
dem Baunebengewerbe in die Gedenkstätte des ehe-
maligen Konzentrationslagers Sachsenhausen statt.

Ausstellung Neofaschismus in Deutschland
Im Bremer Gewerkschaftshaus wurde vom 11. Novem-
ber bis 3. Dezember 2004 die Ausstellung Neofaschis-
mus in Deutschland gezeigt. Für Schulklassen wurden
spezielle Führungen angeboten. Zusätzlich gab es ein
Begleitprogramm mit verschiedenen Veranstaltungen,
die sich mit rechtsextremen Tendenzen im Bremer
Umland, NS-Geschichte und deren (Nicht-)Aufarbei-
tung sowie mit Braunen Kameraden und der Sozialen
Frage beschäftigten. Eine Antifaschistische Filmreihe
war in einem nahe gelegenem Kino zu sehen. Als
Abschluss gab es ein Konzert mit Lesung von Esther
Bejarano und Coincidence.

Wanderpokal
Seit 1999 vergibt die DGB-Jugend einen Wanderpokal
für den besten Ausbildungsbetrieb des Jahres. In die-
sem Jahr wurde dieser im Rahmen einer öffentlichen
Übergabe den Stahlwerken Bremen anvertraut.

1.Mai
Rund um den 1. Mai gestaltete die DGB-Jugend ein
Infozelt, nahm mit einem Lautsprecherwagen an der
Demonstration teil und beteiligte sich an der Kund-
gebung auf dem Domshof.

Berufsschultour
In der Woche vom 10. bis 14. Mai war die DGB-Jugend
gemeinsam mit der Jugend der IG Metall und ver.di
mit einem Infostand an verschiedenen Bremer Berufs-
schulen präsent. Das Angebot wurde gut wahrgenom-
men und es gab verschiedene Anfragen von LehrerIn-
nen zur Unterrichtsgestaltung. Auch im November
wurde zwei Wochen lang eine Berufsschultour in Bre-
men und Bremerhaven durchgeführt. Dabei wurde in

verschiedenen Klassen der Unterricht durch den Pro-
jekttag für Demokratie und Mitbestimmung gestaltet.

Westend
Die DGB-Jugend unterhält Räumlichkeiten in der Kul-
turwerkstatt Westend. Dort finden Sitzungen, JAV-
Wahlen, LAN-Partys, Seminare mit Schulklassen und
Veranstaltungen der Ehrenamtlichen statt. Außerdem
gibt es Raum um Aktionen vorzubereiten.

Sachsen-Anhalt

Jugendbildungsarbeit
Die Schwerpunkte der gewerkschaftlichen Jugendbil-
dungsarbeit in Sachsen-Anhalt des vergangenen Jah-
res waren außerschulische Bildungsangebote sowie
die Aus- und Fortbildung von Ehrenamtlichen, die sich
in der außerschulischen Bildungsarbeit engagieren.
Hierzu gehörte die Fortsetzung und weitere inhaltli-
che Ausgestaltung der antirassistischen Bildungsange-
bote. Des weiteren wurden Angebote zur beruflichen
Orientierung und zur Begleitung des Übergangs von
der Schule ins Berufsleben Jugendlicher und junger
Erwachsener weiter entwickelt. Einen weiteren Schwer-
punkt bildete die Auswertung der Jugendbildungs-
arbeit unter Berücksichtigung der qualitativen Ent-
wicklung außerschulischer Jugendbildung und des
Gender Mainstreaming.

Die durchgeführten Bildungsveranstaltungen eröffneten
Jugendlichen Möglichkeiten, sich mit der persönlichen
Lebens- und Berufswegplanung und mit der Entwick-
lung eigener Fähigkeiten und Kompetenzen auseinan-
der zu setzen. Neben der Festigung persönlicher Fähig-
keiten standen konkrete Problemstellungen der jungen
Menschen im Mittelpunkt der Veranstaltungen.



31Das machen wir. 2004 • Jugend

Girls’ Day – Mädchenzukunftstag
Auch im Jahr 2004 beteiligte sich die DGB-Jugend am
Girls’ Day. Mädchen und in Sachsen-Anhalt auch Jun-
gen können sich an diesem Tag mit ihrer beruflichen
Lebensplanung beschäftigen. Die DGB-Jugend führte
mit Schülerinnen und Schülern ein Potential Assesse-
ment in Form eines Mini-Assessements durch, welches
der Berufswahlorientierung diente. Mit Hilfe dieses
Verfahrens sollen Fehlentscheidungen bei der Berufs-
wegeplanung minimiert und eine gezielte Berufswahl
unterstützt werden. Die Jugendlichen setzten sich
intensiv mit den eigenen Fähig- und Fertigkeiten aus-
einander und erkannten so die Wichtigkeit der per-
sönlichen Stärken als wesentliche Voraussetzung für
eine gelingende Berufs- und Arbeitsbiographie.

Veranstaltungen zur Stärkung politischer und
sozialer Kompetenzen
Die Veranstaltungen richteten sich an interessierte
Jugendliche und junge Erwachsene sowie an Multipli-
katorinnen und Multiplikatoren der außerschulischen
Jugendarbeit. Großes Interesse fanden vor allem die
Veranstaltungen zur Hartz III- und IV- Thematik sowie
zum Thema Zeitplanung und Selbstmanagement, zu
Fragen des Lebensunterhaltes und der rechtlichen
Rahmenbedingungen während der Ausbildung und
das BewerberInnentraining. Die Angebote der antiras-
sistischen Bildungsreihe stehen infolge der Auswer-
tung der Hartz IV-Proteste und aufgrund der vorliegen-
den Wahlergebnisse in Brandenburg und Sachsen in
großem Interesse der Teilnehmerinnen und Teilnehmer.

Qualifizierung von Multiplikatorinnen und
Multiplikatoren
Die Arbeit unseres ehrenamtlich tätigen TeamerInnen-
arbeitskreises (TAK) zur Unterstützung der Jugend-
bildungsarbeit konnte gefestigt und ausgebaut wer-
den. Zum einen stand die methodische und inhaltli-
che Qualifizierung unserer Multiplikatorinnen und
Multiplikatoren im Mittelpunkt. Zum anderen entwik-
kelte der TAK Jugendbildungskonzepte und war an
der Organisation, Durchführung und Auswertung von
Veranstaltungen der DGB-Jugend beteiligt.

Projekt für Toleranz und Demokratie 
In Kooperation mit der Landesvereinigung Kulturelle
Jugendbildung Sachsen-Anhalt e.V. und der Auslands-
gesellschaft Sachsen-Anhalt e.V. hat die DGB-Jugend
aufgrund der anhaltenden Gewaltbereitschaft und
Ausländerfeindlichkeit unter Jugendlichen in Sachsen-
Anhalt ein Konzept zur Durchführung von Projekt-
tagen entwickelt. Das Projekt für Toleranz und Demo-
kratie (PTD), seit Oktober 2001 Bestandteil des ost-
deutschlandweit arbeitenden Netzwerkes für Demo-
kratie und Courage (NDC), bildete für die Umsetzung

der Projekttage Jugendliche und junge Erwachsene zu
Teamerinnen und Teamern aus. Im Jahr 2004 erreich-
te das PTD mit 81 Projekttagen viele Jugendliche an
allgemeinbildenden Schulen, Berufsschulen und in
Jugendfreizeiteinrichtungen. Im letzten Quartal des
Jahres wurden die Projekttage durch das CIVITAS-Pro-
gramm der Bundesregierung gefördert.

„Wi(e)der das Vergessen“ in Halle
Träger des im Jahr 2003 entwickelten Projektes
„Wi(e)der das Vergessen – Orte und Opfer des Wider-
stands“ in Halle sind neben der DGB-Jugend der Orts-
verband der Arbeiterwohlfahrt (AWO) Halle Nord und
der Stadtschülerrat der Stadt Halle. Das Projekt wird
im Rahmen des CIVITAS-Programmes der Bundes-
regierung gefördert. Inhaltlich befasst sich „Wi(e)der
das Vergessen“ mit den Ereignissen in Halle zwischen
1933 und 1945. Nach Recherchearbeiten und Quel-
lenstudium erschien 2003 ein alternativer Stadtplan
mit Handreichung im Buchformat zu Orten des Wi(e)-
derstandes in Halle. Im Jahr 2004 bildeten Projekttage
an Schulen und Jugendeinrichtungen den Schwer-
punkt. Mit Hilfe des Stadtplanes sowie der Handrei-
chung und begleitet durch qualifizierte Teamerinnen
und Teamer konnten sich die Jugendlichen intensiv
mit den Orten des Geschehens beschäftigen und
eigene Forschungen durchführen.



Zusammenarbeit
Öffentlicher Dienst /
Beamtenpolitik

Niedersachsen

Verwaltungsreform
Ein Schwerpunkt der Arbeit war auch 2004 die Erstel-
lung von Stellungnahmen des DGB zu einer Vielzahl
von Rechtsänderungen. Beispielhaft seien hier die Er-
lasse und Verordnungen im Zusammenhang mit der
sogenannten Staatsmodernisierung genannt. Die darin
enthaltene Abschaffung der Bezirksregierungen brachte
eine Vielzahl von Änderungen mit sich. Der DGB hat
in den jeweiligen Stellungnahmen deutlich gemacht,
dass alle wesentlichen Strukturentscheidungen ohne
Einbeziehung der zuständigen Gewerkschaften getrof-
fen worden sind. Die Beschäftigen wussten bis kurz
vor Veränderung der Arbeitsbedingungen nicht, wo
sie ab wann und in welcher Tätigkeit arbeiten würden.
Klar war den Beschäftigten lediglich, dass 6.743 Stel-
len in Niedersachsen abgebaut werden sollen.

Die zwischen dem DGB und dem Land Niedersachsen
abgeschlossene Vereinbarung gemäß §81 Niedersäch-
sisches Personalvertretungsgesetz (NPersVG) zur Staats-
modernisierung wurde von Seiten des Landes zum 31.
Dezember 2004 gekündigt. Diese Vereinbarung regelt
neben den Möglichkeiten der Trennungsgeldzahlung,
dass betriebsbedingte Kündigungen im Zusammen-
hang mit der Staatsmodernisierung ausgeschlossen
sind. Nachdem die Verhandlungen gescheitert waren,
sprach das Land die Kündigung der 81er-Vereinbarung
aus. Dies bedeutet, dass ab dem 1. Januar 2005 die
Möglichkeit gegeben ist, Arbeitsverhältnisse im öffent-
lichen Dienst in Niedersachsen per Entlassung zu be-
enden. Damit wurde die Zusage des Landes, die Ver-
waltungsreform ohne betriebsbedingte Kündigungen
umzusetzen, gebrochen.

Arbeitskreis ÖD
Der Arbeitskreis Öffentlicher Dienst/Beamtenpolitik
hat im Jahr 2004 fünf Mal getagt. Über die oben ge-
nannten Themen hinaus waren die Bedingungen der
Beschäftigten im Öffentlichen Dienst bei Telearbeit
und Schwerbehinderung Schwerpunkte der Arbeit.
Die Diskussionen in der Förderalismuskommission

wurden kritisch verfolgt und werden voraussichtlich
die Arbeit 2005 maßgeblich bestimmen.

Die Beschäftigten der Mitgliedsgewerkschaften des
Öffentlichen Dienstes haben 2004 durch vielfältige
Aktionen und Demonstrationen ihren Unmut gegenü-
ber den massiven Veränderungen ihrer Dienst- und
Arbeitsbedingungen zum Ausdruck gebracht. Es ist
davon auszugehen, dass das Ende des Abbaus noch
nicht erreicht ist und dieser sich 2005 fortsetzen wird.
Der DGB wird die Mitgliedsgewerkschaften weiterhin
unterstützten.

Bremen

Im Land Bremen besteht eine zwölfköpfige DGB-Lan-
desbeamtenkommission, deren Mitglieder von der
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW),
Gewerkschaft der Polizei (GdP) und der Vereinigten
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di benannt worden
sind. Die Hauptaufgabe der Kommission besteht darin,
im Rahmen der beamtenrechtlichen Beteiligungsver-
fahren nach §97 Bremisches Beamtengesetz aus ge-
werkschaftlicher Sicht zu den jeweiligen Rechtsände-
rungen Stellung zu beziehen.

Im Berichtszeitraum erarbeitete die Kommission Stel-
lungnahmen unter anderem zu den Schwerpunkt-
themen

D Kürzungen bei den Sonderzahlungen (Weihnachts-
und Urlaubsgeld),

D faktisches Außerkraftsetzen der Altersteilzeitrege-
lung sowie

D Änderungen der Bremischen Beihilfevorschriften.

Alle Änderungen sollten vorrangig dazu dienen, durch
Kürzungen bei den Personalkosten zu einer Entlastung
des Landeshaushaltes zu kommen. Vor diesem Hinter-
grund ist zu erklären, warum so gut wie keine Bereit-
schaft des Senats und der Abgeordneten der Bremi-
schen Bürgerschaft mehr vorhanden ist, sich auf not-
wendige Veränderungen der Arbeits-, Bezahlungs-
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und Ausbildungsbedingungen einzulassen, die auch
die Interessen der Beamtinnen und Beamten berück-
sichtigen. Aus diesem Grund gestaltet sich die ge-
werkschaftliche Interessenvertretung der Beamtinnen
und Beamten nach wie vor äußerst schwierig.

Die politisch Verantwortlichen nutzen unter diesen
Bedingungen bedauerlicherweise alle gesetzlichen
Regelungsmöglichkeiten aus, die das bestehende
Beamtenrecht bietet. Die Möglichkeit, die Arbeits-
und Bezahlungsbedingungen der Beamtinnen und
Beamten einseitig festzulegen, wird voll genutzt, um
die geplanten Einsparpotentiale zu realisieren.

Die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes haben
mit Appellen, aber auch etlichen Protestaktionen, zum
Beispiel am 5. Mai 2004 vor dem Haus der Bürger-
schaft, dagegen opponiert. Leider ist es nicht gelun-
gen, den gewerkschafltichen Forderungen der Beam-
tinnen und Beamten das notwendige Gehör zu ver-
schaffen, geschweige diese durchzusetzen.

Die beamtenrechtlichen Beteiligungsverfahren nach
dem Bremischen Beamtengesetz sind zur Durchsetzung
von Beamteninteressen nicht oder nur sehr begrenzt
geeignet. Mit dem gegenwärtigen Beteiligungsinstru-
ment ist die Gestaltung und die Verbesserung der
Arbeits- und Bezahlungsbedingungen nur sehr einge-
schränkt möglich. Die politisch Verantwortlichen haben
die gewerkschaftliche Forderung nach vollen Verhand-
lungsrechten bisher kategorisch abgelehnt. Deshalb
steht die DGB-Forderung nach vollen Verhandlungs-
rechten der Beamtinnen und Beamten nach wie vor
auf der Tagesordnung. Motto: Verhandeln statt Ver-
ordnen. Die anstehende schwierige Tarif- und Besol-
dungsrunde 2005 wird zeigen, ob die Beamtenschaft,
gemeinsam mit den ArbeiterInnen und Angestellten,
zu mehr kämpferischem Engagement bereit ist.

Sachsen-Anhalt

Der DGB Sachsen-Anhalt war neben dem DGB Nord-
rhein-Westfalen auf Bundesebene im Arbeitskreis zum
Thema Föderalismus vertreten. Dieser hat in mehreren
Sitzungen das Positionspapier des DGB-Bundesvor-
stand erarbeitet, das Anfang Mai im Bundesvorstand
verabschiedet worden ist und als Grundlage für die
Diskussionen auf Länderebene und Bundesebene dient.
Zum diesem Thema fand am 17. November 2004 eine
Veranstaltung mit dem Staatsminister Rainer Robra
statt, der das Land Sachsen-Anhalt in der Föderalis-
muskommission vertritt.

In der Sommerpause verkündete die Landesregierung
Sachsen-Anhalt, dass sie das Weihnachtsgeld der Be-
amten und Beamtinnen nochmals kürzen will. Diese
Kürzung soll im Doppelhaushalt 2005/2006 umgesetzt
werden. In Gesprächen mit dem Ministerpräsidenten
Wolfgang Böhmer konnte keine zufriedenstellende
Einigung erreicht werden. Daraufhin organisierte der
DGB mit den Gewerkschaften des Öffentlichen Dien-
stes und dem Deutschen Beamtenbund (DBB) die erste
gemeinsame Demo am 15. September 2004 in Magde-
burg vor dem Palais am Fürstenwall. Über 2.500 Be-
amtinnen und Beamte haben teilgenommen. Die Dar-
stellung in den Medien war überaus positiv, so dass
die Veranstaltung als Erfolg gewertet werden kann.
Ergänzend hierzu führte der DGB Gespräche mit den
Landtagsfraktionen, mit Ausnahme der CDU-Fraktion,
die sich nicht zu Gesprächen bereit erklärte. Eine Ent-
scheidung zu Gunsten der Beamtinnen und Beamten
ist noch nicht gefällt worden, so dass die Sitzungen
im Landtag weiterhin durch Proteste begleitet werden
sollen.

Der Arbeitskreis Beamte und Öffentlicher Dienst hat
sich außerdem ausführlich mit dem Eckpunktepapier
von ver.di und der Weiterentwicklung des Beamten-
rechts beschäftigt. Ebenso wurde die Gründung des
Landesverwaltungsamtes begleitet.
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Niedersachsen

Ehrenamtliche RichterInnenschulungen
Zum 1. Januar 2004 wurden 1.564 ehrenamtliche
Richterinnen und Richter für die Verwaltungs-, Arbeits-
und Sozialgerichtsbarkeit vom niedersächsischen Jus-
tizministerium berufen. Die Neubenannten sind in
gesonderten Schulungen auf ihr Amt vorbereitet wor-
den. Sie wurden über ihre Rechte und Pflichten auf-
geklärt und über ihre Aufgaben nach dem Arbeits-
gerichtsgesetz informiert.

Allen ehrenamtlichen ArbeitsrichterInnen wurden
Aufbauseminare zum Thema „Kündigung wegen
Schlechtleistung“ angeboten, den SozialrichterInnen
zum Thema „Hartz IV“. Der DGB hat mit Unterstüt-
zung der RechtsschutzsekretärInnen der DGB Rechts-
schutz GmbH insgesamt vierzehn Seminare in ver-
schiedenen Regionen zu den oben genannten Themen
durchgeführt. Die Schulungen fanden jeweils von Frei-
tag nachmittag bis Samstag mittag statt. Aufgrund
des großen Interesses der RichterInnen und der durch-
weg positiven Resonanz werden zur Zeit die Schulun-
gen für 2005 geplant.

Justizreform
Ein weiterer Schwerpunkt ist und war die Auseinan-
dersetzung um die geplante Justizreform. Der DGB ist
der Auffassung, dass die Sozial- und Arbeitsgerichte
eigenständig bleiben müssen. Der Rechtsausschuss im
niedersächsischen Landtag hat eine Anhörung zu die-
sem Thema durchgeführt, in der klar geworden ist,
dass sich in Niedersachsen nicht nur der DGB, son-
dern auch die Arbeitgeberverbände und die gelade-
nen WissenschaftlerInnen für die Eigenständigkeit der
Arbeitsgerichtsbarkeit aussprechen. Wir werden auch
weiterhin auf Landesebene die Gespräche suchen, um
von hier aus die Diskussion und Entscheidungen auf
Bundesebene zu unterstützen und zu beeinflussen,
damit die Zusammenlegung verhindert wird.

Sachsen-Anhalt

Ehrenamtliche RichterInnenschulungen
Am 24. Mai 2004 führte der DGB gemeinsam mit
ver.di eine Fachtagung „Eingliederung der Sozial-
gerichte in die Verwaltungsgerichte“ durch. Die Teil-
nehmerInnen der Fachtagung diskutierten mit dem
Staatsekretär des Justizministerium, der Präsidentin
des Landessozialgerichts, dem Präsidenten des Ober-
verwaltungsgerichts und einer Vertreterin des DGB-
Bundesvorstandes sowie der Rechtsschutz GmbH.
Beide VertreterInnen der Gerichte sprachen sich eben-
so wie der DGB und die Rechtsschutz GmbH gegen
eine Eingliederung der Sozialgerichte in die Verwal-
tungsgerichte aus.

Recht
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Niedersachsen

Der DGB-Bezirk hat sich im Europa-
wahlkampf 2004 an zahlreichen Ver-
anstaltungen und Podiumsdiskussio-
nen beteiligt. Im Zentrum stand hier-
bei die eindeutige Positionierung für
ein soziales Europa.

Der DGB war wie in den Vorjahren im
Vorstand des Niedersächsischen Rates
der Europäischen Bewegung (NIREB)
aktiv beteiligt. Durch die Vorstands-
arbeit und auf verschiedenen Veran-
staltungen konnten wir auf diese
Weise europapolitische Gewerkschafts-
positionen vertreten.

EU-Strukturförderung
Seit dem Jahr 2000 ist der DGB Niedersachsen in den
beiden Begleitausschüssen für die EU-Strukturfonds
Europäischer Sozialfonds (ESF/Ziel 3) und Europäischer
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE/Ziel 2) vertre-
ten. Die große Bedeutung der Europäischen Struktur-
politik wird deutlich, wenn man sich vergegenwärtigt,
dass für Niedersachsen in der laufenden Förderperiode
von 2000 bis 2006 Mittel in Höhe von 1,6 Milliarden
Euro aus beiden Fonds zur Verfügung stehen. Der
DGB hat sich in den regionalen Begleitausschüssen
sowie im Landesbegleitausschuss vor allem dafür ein-
gesetzt, dass die erheblichen Fördermittel im Einklang
mit wichtigen gewerkschaftlichen Zielen eingesetzt
werden. Im Jahr 2003 standen darüber hinaus die
Evaluation der ESF-kofinanzierten Arbeitsmarktpro-
gramme für Ziel 3-Gebiete sowie die Halbzeitbewer-
tung des Einheitlichen Programmplanungsdokuments
zur Entwicklung des Arbeitsmarktes und der Human-
ressourcen (EPPD) für die Strukturfondsinterventionen
in den Ziel-2-Regionen auf der Agenda.

Grenzüberschreitende Kooperation
Der DGB-Bezirk beteiligt sich seit der Gründung des
Interregionalen Gewerkschaftsrates Weser-Ems-Nord-

Niederlande (IGR WENN) an dieser grenzüberschreiten-
den deutsch-niederländischen Gewerkschaftskoopera-
tion. Im Rahmen des IGR WENN wurden auch 2004
Fachtagungen sowie regelmäßige Vorstands- und
Frauentreffen abwechselnd in Deutschland und den
Niederlanden durchgeführt. In der Europäischen
Arbeitsmarktberatung (EURES) ist die Kollegin Elisa-
beth Popken auch in diesem Jahr als EURES-Beraterin
tätig gewesen.

Bremen

EU-Strukturförderung
Wie in den Jahren zuvor hat der DGB aktiv die Arbeit
im regionalen Ziel-2-Begleitausschuss für das Land
Bremen und im regionalen Begleit- und Lenkungs-
ausschuss für das URBAN II-Programm in Bremerhaven
kritisch und konstruktiv begleitet. Die laufenden Pro-
jekte werden positiv bewertet. Mit den Mitteln der EU
und den entsprechenden Komplementärmitteln des
Landes ist es gelungen, den Strukturwandel zu för-
dern, Arbeitsplätze zu sichern und neue zu schaffen.

Europa
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In der nächsten Zeit wird es neben der Begleitung der
laufenden Projekte darum gehen, sich auf die Anfor-
derungen nach 2006 vorzubereiten. Auch nach 2006
gibt es insbesondere in Bremerhaven strukturpoliti-
schen Handlungsbedarf, so dass eine EU-Struktur-
politik weiterhin dringend notwendig ist.

Sachsen-Anhalt

EU-Strukturförderung
Sachsen-Anhalt ist von 2000 bis 2006 Ziel 1-Gebiet
der europäischen Strukturförderung. Die Strukturfonds
sollen in Sachsen-Anhalt die Förderung von Wachs-
tum und Beschäftigung unter Wahrung der Grund-
sätze der Nachhaltigkeit und der Chancengleichheit
unterstützen. Dabei dienen die Strukturfonds

D der Förderung und Entwicklung sowie der struktu-
rellen Anpassung der Regionen mit Entwicklungs-
rückstand,

D der Unterstützung der wirtschaftlichen und sozia-
len Umstellung der Gebiete mit Strukturproblemen,

D der Unterstützung der Anpassung und Moderni-
sierung der Bildungs-, Ausbildungs- und Beschäfti-
gungspolitiken und -systeme.

Der DGB arbeitete aktiv im regionalen Begleitausschuss
des Landes mit. Schwerpunkt war im Jahr 2004 die
Umsetzung der geplanten Projekte in Übereinstim-
mung mit wichtigen gewerkschaftlichen Zielen. Dane-
ben wurden erste Schwerpunkte der künftigen Förder-
periode 2007 bis 2013 unter den Bedingungen der
Erweiterung der EU beraten.

In der Lenkungsgruppe Evaluierung, die die Bewer-
tung und Erreichung der Zielvorgaben berät, hat der
DGB aktiv mitgearbeitet. Die Landesinitiative „PAKTE“
in Sachsen-Anhalt wurde als eigener Weg der Struk-
turfondsförderung erfolgreich unter verbindlicher
Beteiligung der Sozialpartner fortgesetzt.

In der Region Harz ist der DGB Initiator und Träger
des Paktes „Gesundheitsregion Harz“. Die DGB-

Region engagiert sich in besonderer Weise. Mit Über-
gabe der letzten Zuwendungsbescheide für die Klein-
projekte konnte bereits jetzt festgestellt werden, dass
die Zielsetzung der Europäischen Beschäftigungsstra-
tegie in diesem Projekt erreicht worden ist. Die positi-
ven Ergebnisse sind Anlass, diese Landesinitiative fort-
zusetzen.

Der DGB ist außerdem Mitglied in den Beiräten der
Landesinitiativen, im Beirat des URBAN-Programms
sowie im Beirat des Programms LEADER Plus.

36 Das machen wir. 2004 • Europa



Niedersachsen

Ausschuss für Umweltfragen (AfU)
Der AfU tagte unter Leitung von Prof. Dr. Eberhard
Schmidt im Jahr 2004 vier Mal und befasste sich dabei
unter anderem mit der fünften Regierungskommission,
der Neuausrichtung der niedersächsischen Umwelt-
politik, der Auflösung des Niedersächischen Landes-
amtes für Ökologie und der Thematik der erneuerba-
ren Energien. Mitte 2004 ist das Projekt „Berufliche
Aus- und Weiterbildung für erneuerbare Energien in
Niedersachsen“ abgeschlossen worden. Die Finan-
zierung dieses Projekts hatte die Niedersächsische
Umweltstiftung übernommen.

Umweltpolitische Stellungnahmen
Im Jahr 2004 hat der DGB eine Stellungnahme zur
„Auflösung des Niedersächsischen Landesamtes für
Ökologie“ veröffentlicht. Diese Position wurde auch
im Rahmen einer Anhörung vor dem niedersächsi-
schen Landtag präsentiert.

Fünfte Regierungskommission Umwelt
Die Gewerkschaften haben sich seit der ersten Nie-
dersächsischen Regierungskommission „Umwelt-
management und Kreislaufwirtschaft“ an allen Folge-
kommissionen sowohl in der Kommission selbst als
auch in den Arbeitsgruppen aktiv beteiligt. In regel-
mäßigen Abständen trafen sich auch im Jahr 2004 die
gewerkschaftlichen Vertreter zum Informations-
austausch und zur Diskussion gewerkschaftlicher
Positionen. 

Umwelt
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Niedersachsen

Die DGB-VertreterInnen haben sich im Beirat für
Arbeitsschutz Niedersachsen mit der Positionierung
des Landes zur Veränderung des Dualismus von
Berufsgenossenschaft und staatlicher Gewerbeauf-
sicht beschäftigt. Bereits im Jahre 2003 ließ das Leit-
linienpapier zur Staatsmodernisierung erkennen, dass
das Land eine Initiative starten würde. Jetzt ist ein
Entschließungsantrag für den Bundesrat Diskussions-
grundlage: Das Land plant eine grundlegende Reform
der gewerblichen Unfallversicherungen und des Inso-
lvenzgeldes. Das Ziel der Landesregierung ist die Stei-
gerung der Effizienz und Wirtschaftlichkeit. Bürokra-
tieabbau bzw. Deregulierung sowie die Senkung der
finanziellen Belastungen der Unternehmen und der
Lohnnebenkosten sind dabei die Schlagworte. Gleich-
wohl verspricht das Land die Aufrechterhaltung eines
angemessenen Arbeitsschutzniveaus durch die staatli-
che Aufsicht.

Sowohl die VertreterInnen der Unternehmensverbände,
der Wirtschaft und des Handwerks als auch die Ge-
werkschaftsvertreterInnen können die geplante Neu-
ordnung nicht nachvollziehen. Es ist ein absolutes
Novum in Niedersachsen, dass die von CDU/FDP-ge-
führte Landesregierung den Arbeitsschutzbeirat über
viele Wochen und Monate im Unklaren gelassen hat.
Auch ein Gespräch mit dem zuständigen Staatssekre-
tär aus dem Sozialministerium führte Ende August
nicht zu einer umfassenden Aufklärung und Diskus-
sionsmöglichkeit. Die Beiratsmitglieder beider Bänke
haben dieses Verhalten ausdrücklich missbilligt und
bedauern die restriktive Informationspolitik des Lan-
des sehr.

Das Verhalten des Landes Niedersachsen wird auch
dadurch dokumentiert, dass ein Schreiben des DGB
aus dem Jahre 2003, in dem eine Beteiligung der
Gewerkschaften an einer Neuorientierung im Arbeits-
schutz gefordert wurde, bis heute nicht beantwortet
worden ist. Die bisher von allen Seiten immer wieder
betonte Zusammenarbeit im Arbeits- und Gesund-
heitsschutz in Niedersachsen wird durch das Verhal-

ten des Landes und der Verantwortlichen zunehmend
in Frage gestellt. Dies ist umso problematischer, als
sich das Land Niedersachsen offensichtlich auf Bun-
desratsebene weit von den Positionen der anderen
Bundesländer entfernt hat.

Eine brauchbarere Lösung wäre eine freiwillige Zusam-
menarbeit zwischen Berufsgenossenschaften und
staatlicher Aufsicht. Diese Position des DGB, die auch
von den Unternehmensverbänden mitgetragen wer-
den, ist vom Land Niedersachsen und den Verantwort-
lichen in den zuständigen Ministerien bisher nicht
aufgegriffen worden. Der DGB und die Mitgliedsge-
werkschaften werden daher die Arbeit im Beirat für
Arbeits- und Gesundheitsschutz grundsätzlich über-
prüfen müssen. Ein Weitermachen so wie bisher wird
wegen der in den letzten Wochen und Monaten ge-
machten Erfahrungen den Interessen der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer nicht gerecht.

Bremen

Der DGB-Arbeitskreis Arbeit und Gesundheit trifft sich
regelmäßig zum Erfahrungsaustausch und zu gemein-
samen Stellungnahmen. Wichtigstes politisches The-
ma war 2004 der Erhalt des Dualismus von Berufsge-
nossenschaft und staatlicher Gewerbeaufsicht. Der
Arbeitskreis initiierte zu diesem Thema eine Anfrage
in der Bremischen Bürgerschaft.

Wie bereits in den Jahren zuvor fand auch 2004 die
Arbeitsschutzkonferenz des DGB statt. Die diesjährige
Veranstaltung befasste sich mit dem Thema des demo-
graphischen Wandels und der betrieblichen Arbeits-
gestaltung. Das Thema „Heute ausgemustert mit fünf-
zig – morgen arbeiten bis 67?“ stieß auf großes Inte-
resse bei Betriebs- und Personalräten sowie Expertin-
nen und Experten des Arbeitsschutzes. Für 2005 plant
der Arbeitskreis eine Konferenz zur gesetzlichen Neu-
ausrichtung des Arbeitsschutzes und zur in diesem
Zusammenhang geänderten Arbeitsstättenverordnung.

Arbeits- und 
Gesundheitsschutz
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Niedersachsen

Die Handwerkskammerwahlen in Niedersachsen haben
das Jahr 2004 geprägt. In den Handwerkskammern
Hannover, Braunschweig, Osnabrück-Emsland, Olden-
burg und Lüneburg-Stade sind die Wahlen und Kons-
tituierungen für den DGB erfolgreich abgeschlossen.
Arbeitnehmervizepräsidenten wurden in Reihenfolge
der oben aufgeführten Kammern Thomas Heinrich (IG
BAU), Roman Hannover (IGM), Stefan Hövelmann
(IGM), Hans-Otto Rohde (IG BAU) und Jens Dudziak
(IGM). Auch in Hildesheim erfolgte keine Urwahl, die
Konstituierung ist für Januar 2005 geplant. Die Wah-
len in Ostfriesland stehen zur Zeit noch aus.

Im Rahmen zweier Tagungen mit Vertrauensleuten
der Gewerkschaften in den Handwerkskammern wur-
den Themen wie die Handwerkskammerwahlen, das
Arbeitslosengeld II und die Sozialwahlen 2005 behan-
delt. Detlef Perner aus dem Sekretariat Handwerks-
politik des DGB-Bundesvorstands informierte über die
Novellierung der Handwerksordnung.

Dass Heidulf Masztalerz aus Altersgründen als Vize-
präsident in Lüneburg-Stade und als Sprecher der
Vizepräsidenten auf Landesebene ausscheidet, bedeu-
tet einen gravierenden Einschnitt. Der DGB wird das
Wirken des Kollegen ausdrücklich würdigen.

Bremen

Die DGB-Region Bremen-Bremerhaven koordiniert die
Handwerkspolitik im Bereich der Handwerkskammer
Bremen. Die Arbeit in der Handwerkskammer Bremen
ist im Berichtszeitraum vom DGB-Arbeitskreis im Hand-
werk und den einzelnen Gewerkschaften vor Ort aktiv
begleitet worden.

In der Vollversammlung der Handwerkskammer sind
10 ordentliche und 20 stellvertretende Arbeitnehmer
der einzelnen Gewerkschaften vertreten. Am 17. Mai
2004 ist in der Vollversammlung der Handwerkskam-
mer Bremen als Arbeitnehmer Vizepräses Rainer
Schnaars für weitere 5 Jahre gewählt worden. Der
Berufsbildungsausschuss ist am 13. September 2004
neu gewählt worden. Auf der Arbeitnehmerbank sind
sechs ordentliche Mitglieder und sechs Stellvertreter

aus dem Bereich der Gewerkschaften. Die Koordinie-
rung des Berufsbildungsausschusses liegt beim DGB
Bremen-Bremerhaven.

Sachsen-Anhalt

Die gewerkschaftliche Handwerksarbeit in Sachsen-
Anhalt gestaltete sich erfolgreich. Dies wurde durch
die gute Zusammenarbeit zwischen den Gewerkschaf-
ten, den zuständigen DGB-Regionen Magdeburg und
Halle, dem DGB-Sachsen-Anhalt und den ehrenamt-
lichen ArbeitnehmervertreterInnen erreicht.

Gemeinsam mit dem DGB-Sachsen-Anhalt erfolgt die
Betreuung der in den Gremien der Handwerkskam-
mern tätigen ehrenamtlichen Kolleginnen und Kolle-
gen durch die zuständigen DGB-Regionen am Sitz der
Handwerkskammern in Magdeburg und Halle. 

Konkret erfolgt dies in regelmäßigen Vorbesprechun-
gen der Sitzungen der Vorstände, der Vollversamm-
lungen und der Berufsbildungsausschüsse.

Handwerkskammer Halle
Am 19. und 20. März fand in Stolberg eine Klausur
der ArbeitnehmervertreterInnen der Handwerkskam-
mer (HwK) Halle mit dem Präsident und dem Haupt-
geschäftsführer unter Leitung des DGB statt. Themen
waren unter anderem die Handwerkssituation nach
der Novellierung der Handwerksordnung (HwO), die
Ausbildungssituation sowie die Arbeit der Vollver-
sammlung. Erstmalig waren VertreterInnen des Per-
sonalrates der HwK beim DGB-internen Teil der Klau-
sur zu Gast. Die nächste Wahl der Vollversammlung
findet im Oktober 2006 statt.

Handwerkskammer Magdeburg
Am 17. und 18. September fand in Sonneck eine
DGB-Fachtagung für ArbeitnehmervertreterInnen in
der HwK Magdeburg statt. Darüber hinaus nahm die
Geschäftsleitung an der Fachtagung teil. Themen der
Tagung waren die Verbesserung der Ausbildungssitua-
tion, die Auswirkungen der HwO-Novellierung sowie
die langfristige Vorbereitung der Handwerkskammer-
wahlen. Die nächste Wahl der Vollversammlung findet
im Juni 2006 statt.

Handwerk
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Sachsen-Anhalt

Der Runde Tisch gegen Ausländerfeindlichkeit in Sach-
sen-Anhalt (RT) wurde bereits 1993 auf Initiative des
DGB und der beiden großen christlichen Kirchen ge-
gründet. An seiner Arbeit beteiligen sich außerdem
jüdische Gemeinden, die Gewerkschaft der Polizei,
christliche Wohlfahrtsverbände, Vereine und Organi-
sationen von Unterstützern sowie Ausländerinnen
und Ausländern. VertreterInnen der Innen- und Sozial-
ministerien haben beratende Funktion. Schirmherr des
RT ist der Präsident des Landtages von Sachsen-An-
halt. Seit vielen Jahren ist ein Vertreter des DGB-Lan-
desverbandes im Vorstand des RT tätig.

Die 50. Anhörung des Runden Tisches wurde im
Landtag von Sachsen-Anhalt gemeinsam mit Vertre-
terInnen der Fraktionen durchgeführt. Dabei wurde
unter anderem die Situation von Ausländerinnen und
Ausländern in Sachsen-Anhalt aus Sicht des DGB
beschrieben. Mehr dazu unter http://www.sachsen-
anhalt.dgb.de/themen/migration_integration/situa-
tion_klima.
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Niedersachsen

PraktikantInnen der Weißrussischen Unabhängigen
Gewerkschaften hatten auch im Jahr 2004 die Mög-
lichkeit, die Arbeit des DGB-Bezirks kennen zu lernen.
Dazu trug auch die Unterstützung durch die Friedrich-
Ebert-Stiftung bei. Der Vorsitzende der Unabhängigen
Gewerkschaften Weißrusslands Wassilij Korobov und
das Gewerkschaftsmitglied Tatjana Klimovitsch konn-
ten die Arbeit des Deutschen Gewerkschaftsbundes in
seinen Gliederungen kennen lernen, aber auch Kon-
takte zu örtlichen DGB-Gewerkschaften und ausge-
wählten Betriebs- und Personalräten knüpfen.

Das Bedürfnis der Freien und Unabhängigen Gewerk-
schaften in den ehemaligen Republiken der Sowjet-
union, aber auch in den neuen EU-Staaten, sich mit
der gesamteuropäischen Gewerkschaftsentwicklung
auseinander zu setzen, ist aufgrund der europäischen
Entwicklung enorm gestiegen. Unser Interesse ist es,
den politischen, wirtschaftlichen und sozialen Um-
bruch im Interesse der betroffenen ArbeitnehmerInnen
mitzugestalten. Dabei ist die praktische Unterstützung
wie die Vermittlung aktiver Handlungsmöglichkeiten
sowie das Schaffen von Kontakten enorm wichtig.
Der DGB-Bezirk wird versuchen, im Rahmen seiner
Möglichkeiten die Arbeit auch im nächsten Jahr fort-
zusetzen.

Bremen

Am 1. Mai 2004 wurde in Danzig die Partnerschafts-
erklärung „Arbeit und Partnerschaft in Europa“ zwi-
schen dem DGB Bremen und Solidarnosc Danzig unter-
zeichnet. Es wurde vereinbart in bestimmten Berei-
chen zusammenzuarbeiten und zum Beispiel gegen-
seitige Hospitationen und den Austausch von Jugend-
lichen zu ermöglichen. Die Unterzeichnung fand in
Polen großes öffentliches Interesse. Der DGB hat eine
Arbeitsgruppe mit GewerkschaftsvertreterInnen gebil-
det, die die Partnerschaft mit Solidarnosc inhaltlich
begleiten und gestalten soll.

Ende Juni befand sich auf Einladung der Confedera-
zione Generale Italiana del Lavoro (GIL), Provinz Livor-

no, eine Delegation des DGB Bremen/Bremerhaven zu
einem Arbeitsbesuch in Livorno. Ziel des Treffens war
es, die vom Regionsvorstand verabschiedete Partner-
schaftserklärung zwischen CGIL und DGB abschließend
zu diskutieren und die weitere Zusammenarbeit zu
besprechen. Außerdem sollte ein gemeinsam mit
ARBEIT UND LEBEN Bremerhaven e. V. entwickelter
EU-Antrag diskutiert werden. Der DGB hat über seine
Partnerschaft mit der Solidarnosz Danzig berichtet
und den Vorschlag unterbreitet, den vorbereiteten
Projektantrag um Solidarnosz als Projektpartner zu
erweitern. Dies wurde von den italienischen KollegIn-
nen ausdrücklich begrüßt. Der Projektantrag wurde
im September bei der EU im Rahmen des „Sozialen
Dialogs“ eingereicht. Titel des Projekts: „Gewerkschaft-
liches Krisenmanagement in Europa – Insolvenzpräven-
tion in Betriebsvereinbarungen und Tarifverträgen“.
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Internationaler
Austausch

„Arbeit und Partnerschaft in Europa“

Vereinbarung der Gewerkschaft Solidarnosc Danzigund des Deutschen
Gewerkschaftsbundes Bremenim Rahmen der Städtepartnerschaft
Bremen – Danzig aus Anlass des Beitritts Polens in die Europäische
Union.

Die Vertragspartner vereinbaren, zum gemeinsamen Aufbau eines Euro-
pas der Solidarität und Gerechtigkeit, sich in ihrer Arbeit als Gewerkschaf-
ten gegenseitig zu unterstützen, ihre Mitglieder weiterzubilden und be-
sonders die Jugendmitglieder durch geeignete Maßnahmen am Aufbau
Europas zu fördern. 

1. Die Vertragspartner vereinbaren die Zusammenarbeit und den Erfah-
rungsaustausch in den Bereichen: Entwicklung der Gewerkschaft, Mit-
gliederwerbung, Sozialpolitik, Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, beruf-
licher Weiterbildung, sozialer Ausgrenzung, Chancengleichheit und
Arbeitnehmerfreizügigkeit.

2. Die Vertragspartner fördern für ihre Jugend gemeinsame Programme
zum Kennenlernen der Arbeitnehmerfragen sowie geeigneter solidari-
scher Maßnahmen in Europa.

3. Zur Absicherung der vereinbarten Maßnahmen sowie zur Information
über europäische Initiativen in Arbeitnehmerfragen suchen die Ver-
tragspartner die Zusammenarbeit mit den Vertretern im Ausschuss der
Regionen im Wirtschafts- und Sozialausschuss sowie den Abgeordne-
ten des Europäischen Parlamentes.

4. Die Vertragspartner benennen in ihren Zentralen geeignete Beauftragte,
um die Partnerschaft in den vereinbarten Punkten zu gestalten und
weiter auszubauen. Die vereinbarten Programme werden von den Lei-
tungsgremien beider Gewerkschaften verabschiedet und nach Verein-
barung finanziell abgesichert.

5. Die Vertragspartner ermöglichen geeignete Hospitationen. Diese sollen
im jährlichen Wechsel in den Zentralen der Gewerkschaften oder in
geeigneten Mitarbeitervertretungen von Firmen und öffentlichen
Einrichtungen stattfinden.

Danzig, den 5. Mai 2004



Im Jahr 2004 hat der DGB-Bezirk zusammen mit den
DGB-Regionen sein Engagement zur Unterstützung
der Orts- und Kreisverbände ausgebaut. Das Seminar-
programm für Ehrenamtliche, das der DGB zusammen
mit ARBEIT UND LEBEN Niedersachsen e. V. aufgelegt
hat, bildet nach wie vor einen Schwerpunkt in der
Arbeit für die Binnenstruktur. Das Bildungsprogramm
wurde zum Teil regionalisiert. So konnten Seminare
angeboten werden, die thematisch den Anforderun-
gen der Ehrenamtlichen besser entsprechen und den
Zeitaufwand verringern. Die hohen Teilnehmerzahlen
und die positiven Rückmeldungen zeigen, dass diese
Weiterentwicklung richtig war.

Ehrenamtliche Strukturen fördern
Zur Unterstützung der Arbeit vor Ort hat der DGB-
Bezirk MultiplikatorInnen für öffentlichkeitswirksame
Aktionen ausgebildet. Diese Maßnahme soll zu einer
besseren Wahrnehmung des DGB in den kommunalen
Wohngebieten führen. Darüber hinaus sind Aktionen,
die mit geringem Personal- und Zeitaufwand zu ver-
wirklichen sind, eine kostengünstige Alternative zu
Informationstischen und Saalveranstaltungen. Diese
neuen Methoden wurden in den zwei Aktionswellen
der Kommunikationskampagne eingeübt. Die Reso-
nanz ist sowohl bei Ehrenamtlichen als auch in der
Öffentlichkeit sehr positiv.

Viele Orts- und Kreisverbände haben 2004 die vom
Bundesvorstand geförderten Projekte abgeschlossen,
die letztes Jahr begonnen worden waren. Die Vielfalt
der behandelten Themen ist beachtlich. Sie reichen
von der Zukunft der Gewerkschaften bis zum Aufbau
von Betriebsrätenetzwerken, vom bilateralen GATS-
Projekt bis zur Bleiberechtsdiskussion. Die Ergebnisse
vieler Projekte wurden in einer bemerkenswerten Aus-
stellung auf der Konferenz „best practice“ Anfang
September in der Heimvolkshochschule Hustedt vor-
gestellt.

Best-Practice-Konferenz
Die Ehrenamtlichen der DGB-Binnenstruktur konnten
in Hustedt zwei Tage lang Ideen, Meinungen und
praktische Erfahrungen austauschen. Am Freitag lie-
ferte ein Vortrag zu „Mehr Demokratie wagen“ Dis-
kussionsstoff. Der Schwerpunkt am Samstag war den
Zumutbarkeitsregelungen im Rahmen der Hartz IV-
Gesetze gewidmet. Die Diskussionsrunde zeigte deren
soziale Auswirkungen auf und beschäftigte sich mit
dem möglichen Widerstand vor Ort. Im kommenden
Jahr gilt es weiter mit einfachen öffentlichkeitswirksa-
men Methoden zu arbeiten, um unsere thematischen
Inhalte in den kommunalen Zusammenhängen zu
platzieren.
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Bremen

Räte-Netzwerk
Im Rahmen des vom DGB-Bundesvorstand geförder-
ten Betriebs- und Personalrätenetzwerk wurde 2004
wieder eine Konferenz durchgeführt. Zum Thema
„Hartz und der Kündigungsschutz“ referierte Prof.
Wolfgang Däubler. Außerdem standen den Betrieb-
und Personalräten VertreterInnen von Institutionen,
die mit der Thematik befasst sind, wie dem DGB-
Rechtsschutz, der Bremer Arbeitnehmerkammer, dem
Integrationsamt und der Agentur für Arbeit für Fra-
gen zur Verfügung. Mit rund 70 TeilnehmerInnen war
diese Konferenz ein großer Erfolg. Auch im nächsten
Jahr soll die Konferenz wieder durchgeführt werden.

Außerdem wurde im Rahmen des Projekts eine Befra-
gung aller Betriebs- und Personalräte zur wirtschaft-
lichen Situation in den Bremerhavener Betrieben und
Verwaltungen durchgeführt. Dies geschah in Zusam-
menarbeit mit dem Institut für Arbeit und Wirtschaft
(IAW) der Universität Bremen. Das IAW übernahm
auch die Auswertung der Befragung. Mit dieser Befra-
gung soll den Betriebs- und Personalräten ein aktuel-
ler Stand der wirtschaftlichen Situation für ihre Arbeit
zur Verfügung gestellt werden.

Seit Mitte des Jahres existiert ein „Soziales Bündnis“
in Bremerhaven bestehend aus Initiativen und Einzel-
personen. Unter dem Motto „Licht der Hoffnung“
wurden drei sogenannte Donnerstags-Demos durch-
geführt. Zur Zeit wird darüber diskutiert, wie die
Arbeit fortgesetzt werden kann.

Auch 2004 wurden insbesondere Jugendliche und
Jugendgruppen in der Vorbereitung und Organisation
des 1. Mai beteiligt. Das Spektrum reicht vom Stadt-
jugendring, über unabhängige Jugendgruppen bis hin
zu den Jugendverbänden von Parteien. Sie gestalteten
maßgeblich den Mai-Umzug und das Kulturprogramm.
Zehn Jugendgruppen beteiligten sich mit selbst ge-
stalteten Wagen am 1. Mai-Umzug. Seitdem Jugend-
lichen in die Organisation des 1. Mai einbezogen wer-
den, hat sich die Teilnehmerzahl verdoppelt. Außer-

dem wurde ein Trailer erstellt, der im Offenen Kanal
Bremerhaven zur Mobilisierung für den 1. Mai 2005
gesendet wird. Des Weiteren haben Jugendliche eine
Internet-Hompage gestaltet, mit der auch für den 
1. Mai in Bremerhaven geworben wird, unter
www.erster-mai-bremerhaven.de.

Im Rahmen der Kommunikationskampagne und des
Arbeitnehmerbegehrens wurden mehrere Info-Stände
in der Bremerhavener Innenstadt unter guter Beteili-
gung der Gewerkschaften durchgeführt.
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Niedersachsen

Im Jahr 2004 haben sich die DGB-Seniorinnen und 
-Senioren mit einem neuem Vorsitz neu konstituiert.
Gewählt wurde im Frühjahr 2004 Rolf Bockelmann als
neuer Vorsitzender, Heinrich Menke als Stellvertreter
und Klaus Senftleben als Schriftführer. Die Arbeit wird
wie bisher in Abstimmung mit dem DGB-Landesvor-
stand erfolgen. Jutta Fahrtmann als langjährige Koor-
dinatorin der DGB-Seniorenarbeit schied dieses Jahr
aus Altersgründen aus. Aus diesem Anlass wurde sie
von Hartmut Tölle verabschiedet und für ihren uner-
müdlichen Arbeitseinsatz gewürdigt.

Thematisiert wurde in diesem Jahr vor allem die Ren-
tenbesteuerung und die Position der SeniorInnen
innerhalb der Gewerkschaften. 2004 wurden keine
Diskussions- oder Bildungsveranstaltungen durchge-
führt. Dafür soll es Anfang 2005 eine Tagesveranstal-
tung geben.

Bremen

Seit Anfang des Jahres gibt es einen aktiven DGB-
Seniorenarbeitskreis im Kreisverband Bremerhaven. In
diesem sind alle vor Ort vertretenen Seniorengruppen
der Gewerkschaften vertreten. Ziel des Arbeitskreises
ist es, die Arbeit der gewerkschaftlich organisierten
SeniorInnen in Bremerhaven besser zu koordinieren.
Bisher hat der Arbeitskreis mehrere Veranstaltungen
zur Zukunft der Sozialversicherungssysteme durchge-
führt, unter anderem mit dem Mitglied der „Rürup-
Kommission“ Prof. Nullmeier vom Zentrum für Sozial-
politik an der Universität Bremen.

Sachsen-Anhalt

Die Treffen des Seniorenarbeitskreises begannen im
Februar 2004 mit einer Veranstaltung zum Thema
„Auswirkung der Gesundheitsreform. Wie geht es
weiter?“ Hierzu waren alle Mitglieder eingeladen.
Intensiv wurde außerdem das Thema der Rentenan-
gleichung Ost an West bearbeitet. Ein Vertreter des
Seniorenarbeitskreises nimmt regelmäßig an den Ver-
anstaltungen der neuen Bundesländer teil. Die Reihe
endete mit einem Treffen am 8. November 2004, bei
dem der Jahresplan und eine aktive Teilnahme bei der
Vorbereitung des Volksentscheids am 23. Januar 2005
beschlossen wurde.

44 Das machen wir. 2004 • SeniorInnen

SenorInnen



45Das machen wir. 2004 • Medienpolitik

Gremienworkshop
Gemeinsam mit dem DGB Nord führte der DGB-Bezirk
im März 2004 in Hamburg einen medienpolitischen
Workshop für gewerkschaftliche Gremienmitglieder
beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk und den Landes-
medienanstalten durch. Rund zwanzig Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer beschäftigten sich kritisch mit
den Strukturen der Rundfunkaufsicht und der Quali-
tätsentwicklung im Rundfunk.

Die gewerkschaftlichen Vertreterinnen und Vertreter
in den Rundfunkgremien der Sendeanstalten der drei
Bundesländer sowie in den Landesmedienanstalten
haben sich im Laufe des Jahres für gewerkschaftliche
Belange im Rundfunk eingesetzt und die kritische
Programmbeobachtung fortgesetzt.

„Gutes Fernsehen, schlechtes Fernsehen“
Die Rolle der Medien in der Demokratie kritisch hin-
terfragen will das Medienpolitische Forum Hannover.
Es wird von ver.di, IG Metall, der Volkshochschule
Hannover, der Verbraucherzentrale Niedersachsen,
ver.di-Bildungswerk, connexx.av und dem DGB-Bezirk
getragen. Die gut besuchte Auftaktdiskussion im Juni
2004 mit dem ARD-Vorsitzenden Jobst Plog und dem
ehemaligen stellvertretenden ver.di-Bundesvorsitzen-
den Gerd Nies stellte die Frage, wie der öffentlich-
rechtliche Rundfunk seine Qualität sichern und aus-
bauen kann. Eine Fortführung der Veranstaltungsreihe
mit dem Thema „Inszenierte Politk – verantwortungs-
volle Berichterstattung? Mit beiden Augen sieht man
besser.“ ist für Anfang 2005 geplant.

Sachsen-Anhalt

Der DGB hat nach Absprachen die gewerkschaftliche
Vertretung in der Medienanstalt Sachsen-Anhalt (MSA)
für zwei Jahre an den Deutschen Beamtenbund dele-
giert. Ab September 2005 wird diese Aufgabe wieder
vom DGB wahrgenommen werden. Trotzdem hat der
DGB seine kritische Medienbeobachtung und medien-
politische Mitwirkungspflicht fortgesetzt. Dazu waren
wir insbesondere anlässlich des im Februar 2004 von
der Landesregierung vorgelegten Entwurfes zur Ände-
rung des Mediengesetzes Sachsen-Anhalt herausge-
fordert. In der schriftlichen Anhörung zum Gesetzes-
entwurf haben wir die geplante Neustrukturierung
der MSA und das Vorhaben kritisiert, der MSA einen
parlamentsgewählten „Medienrat“ vorzusetzen. Die
Interventionen des DGB, aber auch der ver.di und
anderer KritikerInnen waren weitgehend erfolgreich.
Die Autonomie der MSA wird auch zukünftig durch
keinen Medienrat beschädigt.

Medienpolitik



Der DGB hat die bereits im Jahr 2003 erfolgreich an-
gelaufene Kommunikationskampagne zusammen mit
seinen Gewerkschaften im Jahr 2004 fortgesetzt. Prä-
senz zu zeigen – das ist erstes Ziel. Vor allem werden
direkte Diskussionen mit BürgerInnen, Mitgliedern
und FunktionärInnen angestrebt. Es gilt, die Organi-
sation zu verschiedenen Themenschwerpunkten in
unterschiedlichen Ballungsräumen zu mobilisieren.

Mit der Kommunikationskampagne hat der Deutsche
Gewerkschaftsbund einen wichtigen Schritt nach
vorne getan. Von den ehrenamtlich Engagierten in
den Kreis-, Stadt- und Ortsverbänden über die DGB-
Regionen bis hin zur Bezirksebene waren viele Aktive
einbezogen. Tausende von Bürgerinnen und Bürgern
aber auch Gewerkschaftsmitglieder haben den DGB
und die Gewerkschaften in Aktion erlebt. Sie hatten
die Möglichkeit, sich entgegen dem öffentlichen
Meinungsbild in Presse, Funk und Fernsehen mit
wichtigen gesellschaftspolitischen Fragestellungen
auseinander zu setzen.

Aktionswellen
In zwei Wellen wurden die Aktionen aus dem letzten
Jahr im Frühjahr und im Herbst fort geführt. Im Früh-
jahr 2004 lag der Schwerpunkt der Kampagne auf
dem Europäischen Aktionstag, der in Deutschland am
3. April 2004 an den drei ausgewählten Standorten
Berlin, Köln und Stuttgart stattfand. Die eingesetzten
Sonderbusse und Sonderzüge transportierten fast
30.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus Gewerk-
schaften, aber auch aus sozial engagierten Organisa-
tionen aus dem DGB-Bezirk nach Berlin.

Schon im Vorfeld hatte der DGB-Bezirk zahlreiche
MultiplikatorInnen für öffentlichkeitswirksame Aktio-
nen ausgebildet. Die Fragestellung lautet: Wie schaf-
fen wir es, möglichst viele mit unseren Botschaften zu
erreichen? Wie erreicht man es, dass unsere Themen
in den Betrieben, an den Informationsständen, bei
den Aktionen ins Gespräch kommen? In Seminaren
und Schulungen wurde den TeilnehmerInnen grundle-
gendes Wissen über einfache, aber doch wirksame
Aktionen sowie die Gestaltung von Materialien ver-
mittelt. Die Durchführung von Veranstaltungen und
die medienwirksame Vermittlung unserer Positionen
stehen dabei im Mittelpunkt. Der DGB-Bezirk stellt
Konzepte, Strategien und Handlungsanleitungen für
die Kampagnen zur Verfügung. Gleichzeitig werden
unsere Überlegungen stärker in den Organisationen,
aber auch bei den Menschen verankert. Die Einbindung
unserer Ehrenamtlichen vor Ort war hervorragend.

Im zweiten Schwerpunkt haben der DGB und die
Gewerkschaften die Themen Arbeitszeiten und Arbeit-
nehmerrechte aufgegriffen. Aus dem politischen
Spektrum aber auch aus dem Arbeitgeberlager sind
zur Zeit starke Angriffe gegen die betriebliche Mit-
bestimmung, das Tarifrecht sowie die Arbeitszeit zu
verzeichnen. Den Angriffen auf unsere tariflich abge-
sicherten Rechte sowie auf die bisher sozial-, gesell-
schafts- und arbeitsmarktpolitisch abgesicherten
Interessen haben wir verstärkte Information, öffentli-
che Debatten aber auch Aktionen entgegen gesetzt.

Bremen

Die Region Bremen war einer der Schwerpunkte im
Rahmen der Kommunikationskampagne. Daher stand
das erste Quartal 2004 auch in Bremen und Bremer-
haven ganz im Zeichen der Vorbereitungen für den
Europäischen Aktionstag. Die Mobilisierung für die
Großdemonstration in Berlin am 3. April stieß auf
große und positive Resonanz bei Nicht-Mitgliedern
und in der Öffentlichkeit. An Infoständen in der Fuß-
gängerzone in Bremen wurden die Menschen auf die
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alternativen Forderungen des DGB zur aktuellen Poli-
tik hingewiesen. Über Bodenzeitungen wurden die
Menschen informiert und kamen miteinander ins
Gespräch. Mit Flyern und Broschüren haben wir für
die DGB-Positionen geworben. An zwei Tagen wurden
die Infos zwischen 6.00 und 9.00 morgens vor dem
Bremer Hauptbahnhof an die Menschen verteilt. Am
23. März wurde eine Infoveranstaltung mit Dietmar
Hexel vom DGB Bundesvorstand, Betriebsratsvorsit-
zenden großer Bremer Betriebe und vielen anderen
KooperationspartnerInnen durchgeführt. Rund 3.800
Menschen hatten sich für den europäischen Aktions-
tag in Berlin angemeldet, 85 Busse aus Bremen und
Bremerhaven führen am 3. April gen Hauptstadt.

Im Sommer wurde in einer Pressekonferenz das Arbeit-
nehmerbegehren vorgestellt. An Infoständen, die mit
den Mitgliedsgewerkschaften veranstaltet wurden,
konnten Unterschriften gesammelt werden. Die Mit-
gliedsgewerkschaften berichteten nach Auswertung
der Aktionen, dass in Bremen überdurchschnittlich
viele Unterschriften gesammelt worden sind.

Im Zusammenhang mit der Veranstaltung „Gesetz-
licher Mindestlohn“, zu der der DGB am 9. November
zusammen mit der Arbeitnehmerkammer Bremen ein-
geladen hatte, legte der DGB auf dem Marktplatz vor
der Bürgerschaft am 10. November metergrosse Papier-
kreise aus, auf denen provokante Thesen standen:

D Arbeit in Deutschland ist zu teuer!

D Die Arbeitnehmer müssen für die Fehler der
Manager gerade stehen!

D Nur durch Kinderarbeit werden wir wieder wett-
bewerbsfähig!

D Das Lohnniveau der Esten werden wir nie errei-
chen können!

D Arbeit gerecht verteilen!

D Nur durch Mehrarbeit kann der Standort Deutsch-
land gehalten werden!

D In Deutschland wird mit am produktivsten 
gearbeitet!

D In Deutschland gibt es zu viele Feiertage!

Bürgerschaftsabgeordnete waren in der Pause der
Plenarsitzung eingeladen, zu diesen Thesen Stellung
zu beziehen. Bürgerschaftsmitglieder, SenatorInnen
und Bürgermeister Gloystein stellten sich der Diskus-
sion und kamen mit BürgerInnen ins Gespräch. Die
Aktion fand positives Medienecho in Zeitung und
Fernsehen.

Mit einer gemeinsamen Erklärung endete die Betriebs-
und Personalrätekonferenz, zu der sich rund 200 Ver-
treterInnen von Bremer und Bremerhavener Betrieben
und Verwaltungen am 17. November im Bremer Ge-
werkschaftshaus getroffen hatten. Die große Beteili-
gung an der Konferenz zeigt, wie groß der Druck in
den Betrieben auf die Beschäftigten und ihre Interes-
senvertretungen mittlerweile ist. Die Bremer Betriebs-
und Personalräte wollen sich daher künftig stärker
gemeinsam in der Öffentlichkeit zu Wort melden, um
soziale und politische Gegenwehr zu organisieren. In
einer einstimmig verabschiedeten Resolution forder-
ten sie unter anderem existenzsichernde Löhne statt
Niedriglöhne, die Sicherung und den Ausbau der Mit-
bestimmung sowie Arbeitszeitverkürzung als Mittel
zum Abbau der Arbeitslosigkeit statt Arbeitszeitver-
längerung. Von der Bremer Politik wird an erster Stelle
die „bessere Förderung, Bildung und Ausbildung
unserer Kinder und Jugendlichen“ gefordert. Ferner
sprach sich die Versammlung gegen die geplante
Arbeitszeitverlängerung im öffentlichen Dienst und
für die Versorgung der Bürgerinnen und Bürger mit
erforderlichen staatlichen Dienstleistungen aus.

Während es bei den vom DGB Bremen an den Wochen-
enden in der Innenstadt aufgebauten Infoständen in
den vergangenen Jahren viel Kritik und Ablehnung
gab – wegen der „Betonköpfigkeit“ der Gewerkschaf-
ten –, fanden die gewerkschaftlichen Aktivitäten 2004
ein hohes Maß an Zustimmung. Auch die Veranstal-
tungen und Aktionen des DGB im Rahmen der Kom-
munikationskampagne stießen auf relativ großes Inte-
resse und Zustimmung in der Öffentlichkeit.
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Öffentlichkeitswirksame Aktionen
Den Schwerpunkt unserer Aktionen bildete die Wer-
bung für den Europäischen Aktionstag am 3. April
2004, der unter dem bundesweiten Motto „Aufsteh’n!
Damit es endlich besser wird.“ stand. Bereits im
Februar wurden Postkarten produziert, mit denen der
DGB-Bezirk auf den Aktionstag hinwies. Sie wurden
den Gewerkschaften und den DGB-Regionen zur Ver-
fügung gestellt und an die PartnerInnen im Sozialen
Bündnis verteilt. Außerdem hat der DGB-Bezirk mit
einem aus dem Motiv der Postkarte abgeleiteten Spot
eine Woche lang in Bahnen und U-Bahnhöfen in Han-
nover auf den Europäischen Aktionstag aufmerksam
gemacht.

Unmittelbar vor dem 3. April führte der DGB-Bezirk
eine Aktion am Steintor in Hannover durch. Große
Pappwürfel wurden mit dem Motto des Aktionstags
beklebt, die Kernbotschaften des Aufrufes in verschie-
dene europäische Sprachen übersetzt. Die Aktion er-
regte Aufmerksamkeit sowohl bei PassantInnen als
auch in den Medien. Während der Demonstration
selbst machten große rote Gasballons mit unserem
Logo auf die rund 30.000 Menschen aufmerksam, die
aus Niedersachsen, Bremen und Sachsen-Anhalt nach
Berlin gekommen waren.

DGB vor ort
Mit einem vierteljährlich erscheinenden Info-Blatt
informiert der DGB-Bezirk die ehrenamtlich Engagier-
ten über wichtige Inhalte, Positionen und Termine.
Eine Befragung der Orts-, Kreis- und Stadtverbände
nach den ersten vier Ausgaben hat ergeben, dass die
DGB vor ort für 80 Prozent der Befragten wichtig bis
sehr wichtig für ihr Engagement ist. Deshalb soll es
das Info-Blatt auch in Zukunft geben. Bezüglich Ge-
staltung, Themenwahl und Informationsgehalt ist die
Resonanz ebenfalls überwiegend positiv. 43 Prozent
der LeserInnen sind vor allem an Informationen aus
anderen Ortsverbänden interessiert. Die nächsten
Ausgaben sollen diesem Wunsch nach gegenseitigem
Austausch verstärkt nachkommen.

And the winner is ...
Seit 1998 vergibt der DGB-Bezirk seinen Filmpreis für
einen gesellschaftlich in besonderer Weise engagier-
ten Film. Das Publikum des 15. Internationalen Film-
festes Emden Aurich Norderney durfte entscheiden.
Der mit 5.000 Euro dotierte Preis ging 2004 an den
südafrikanischen Regisseur Ntshaveni Wa Luruli für
seinen Film „The Wooden Camera“. Das Preissymbol
„Die Sinne“ hat der Münsteraner Künstler Joern
Schlund entworfen und gestaltet. Der DGB-Bezirks-
vorsitzende Hartmut Tölle und die stellvertretende
ver.di-Landesleiterin Marita Rosenow überreichten es
stellvertretend an den britischen Koproduzenten Dan
Weldon.

Im Rahmenprogramm des Filmfestes lud der DGB zu
einem Filmgespräch ein. Unter dem Titel „Zwischen
Dogma und Matrix. Auf der Suche nach der Wirk-

Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit
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lichkeit“ kamen rund dreißig KinogängerInnen und
FilmfestbesucherInnen, um sich auf einen kritischen
Gang durch die Filmgeschichte zu begeben. Referent
Martin Lindwedel zeigte, wie sich durch die Digitali-
sierung unsere Sehgewohnheiten und unser Blick auf
die Realität verändert haben. Bei der anschließenden
Blue Hour war für Filmschaffende und Festivalbesuche-
rInnen Gelegenheit zum Small Talk bei Sekt, Selters
und Schnittchen. Zusammen mit den örtlichen Ge-
werkschaften engagierte sich der DGB in diesem Jahr
zum ersten Mal auch als Hauptsponsor des Filmfestes.

Internet-Auftritt
Die DGB-Landesverbände Niedersachsen und Sachsen-
Anhalt haben seit 2004 Internet-Auftritte mit gleichem
Erscheinungsbild und gleichen funktionalen Angebo-
ten. Unter der Adressbezeichnung http://mitte.dgb.
de.ms/ findet sich zudem eine gemeinsame Vorschalt-
seite, die die Links in die DGB-Strukturen von Nieder-
sachsen, Bremen und Sachsen-Anhalt enthält. Die
Organisationsstruktur als DGB-Bezirk drückt sich
somit in den Internet-Auftritten aus.

Frisch, übersichtlich und informativ präsentiert sich
der DGB Niedersachsen seit Mai 2004 unter www.
niedersachsen.dgb.de. Aktuelle Termine, Positions-
papiere und Pressemitteilungen sind ebenso zu finden
wie die Ansprechpartner auf Landesebene und in den
DGB-Regionen. Wer regelmäßig mit Informationen
vom DGB Niedersachsen versorgt werden möchte,
kann einen Newsletter abonnieren. Besonders viel
Interesse weckte im Sommer 2004 der Gehalts-Rech-
ner, als eine öffentliche Debatte über die Angemes-
senheit von Managergehälter lief. Mit Hilfe des Rech-
ners lässt sich ausrechnen, wie lange man arbeiten
muss, um das Gehalt eines Managers der deutschen
Wirtschaft zu erhalten.

Das „Ins-Netz-Stellen“ von umfangreicheren Studien
hat sich auch für die Öffentlichkeitsarbeit positiv aus-
gewirkt. In Sachsen-Anhalt sind es insbesondere die
regelmäßigen Informationen zur Berufsausbildung,
die von Journalistinnen und Journalisten oft eingese-
hen werden.

Ehrenamtliche fortbilden
In Zusammenarbeit mit der Bildungseinrichtung
ARBEIT UND LEBEN e.V. führte der DGB im Juni eine
Schulung von Ehrenamtlichen aus Orts- und Kreis-
verbänden zum Thema Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit durch. Die Teilnehmenden erhielten Tipps zum
Umgang mit Journalisten und lernten Grundkennt-
nisse des journalistischen Schreibens kennen.

Pressearbeit in Niedersachsen

Die Pressestelle begleitet die Veranstaltungen und
politischen Aktivitäten der Fachabteilungen durch
tagesaktuelle Pressearbeit. Viel Medieninteresse zog
die Bilanz der Gewerkschaften nach einem Jahr CDU/
FDP in Niedersachsen auf sich. Ein gutes Echo in den
Medien fand auch unsere Forderung nach einer Ver-
kleinerung des niedersächsischen Landtags und unse-
re Auseinandersetzung mit der Landesregierung um
ihren unsozialen, rigorosen Kürzungskurs.

Auf sehr positive Resonanz ist die Pressetour durch
hannoversche Betriebe im Oktober gestoßen. Um zu
zeigen, wie Arbeitszeiten tatsächlich in den Betrieben
geregelt sind, hat der DGB gemeinsam mit IG BCE, IG
Metall und ver.di zu einer Tour durch drei Unterneh-
men eingeladen. Ergebnis: Arbeitszeitregelungen sind
nicht so starr wie oft behauptet. Prof. Dr. Helmut Spitz-
ley, Arbeitswissenschaftler an der Universität Bremen,
stellte Argumente gegen Arbeitszeitverlängerung vor
und plädierte für eine neue Arbeitszeit-Kultur.

Pressearbeit in Sachsen-Anhalt

Von November 2003 bis Redaktionsschluss hat sich
der DGB in Sachsen-Anhalt mit rund 40 Pressemittei-
lungen öffentlich zu Wort gemeldet. Wenn man den
Ironikern glaubt, haben wir damit 40-mal die schärfste
Waffe der Gewerkschaften gezückt – und 40-mal ge-
troffen. Das lässt sich zumindest aus den Abdruckra-
ten lesen. Nicht jede DGB-Verlautbarung wurde glei-
chermaßen von allen Medien transportiert, redaktio-
nell verarbeitet oder kommentiert. Da gibt es – je nach
Thema – immer auch Unterschiede zum Beispiel zwi-
schen den Tageszeitungs-Monopolisten im Süden und
Norden Sachsen-Anhalts, nämlich der „Mitteldeut-
schen Zeitung“ und der „Volksstimme“. Dass eine
DGB-Meldung aber gänzlich folgenlos „ins All“ gesen-
det wurde, ist nicht geschehen. Der in unserer Presse-
abteilung üblicherweise strenge Blick auf Nachrichten-
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wert, redaktionelle Aufbereitung, zitierfähige Floskeln,
wohlüberlegten Sendetermin und thematischen Kon-
text in Sachsen-Anhalt und der Bundesrepublik hat
sich ausgezahlt. Somit können wir für das zurücklie-
gende Jahr auf einige Titel-Plazierungen in Tageszei-
tungen, die häufige Nennung in überregionalen Druck-
medien und eine gute Präsenz in elektronischen Medien
verweisen.

Den medialen Gesetzmäßigkeiten folgend hat der DGB
in Sachsen-Anhalt ein Gesicht und einen Namen – den
des Landesvorsitzenden Udo Gebhardt. Insbesondere
im ersten Halbjahr 2004 wurden zahlreiche Meinungs-
und Autorenbeiträge des Landesvorsitzenden an Print-
und Online-Medien vermittelt. So äußerte sich Udo
Gebhardt u. a. jeweils in der „Volksstimme“ mit halb-
seitigen Artikeln zur Standortpolitik, zur Tarifautono-
mie oder zu den Hartz IV-Reformen.

Montagsdemonstrationen
Die von Journalisten gern „Saure-Gurken-Zeit“ ge-
nannten Sommermonate endeten mit den medialen
Hyperaktivitäten infolge der Proteste gegen die Hartz-
IV-Gesetze. Der DGB-Sachsen-Anhalt hat in Abstim-
mung mit seinem Landesvorstand die gewerkschaftli-
che Kritik an den HartzIV-Gesetzen bereits seit 2003
öffentlich gemacht. Nun aber war – für alle Kommen-
tatoren überraschend – unter dem Begriff „Montags-

demonstrationen“ eine besondere Protestsituation
entstanden. Die Entwicklungen waren oft schneller
als die Kommunikationsprozesse zur gewerkschafts-
politischen Standortbestimmung. Mit sicherem Instinkt
und der Kenntnis der sozialen Probleme im Land hat
der DGB zeitnah reagieren können und das getan, was
von einer großen Gewerkschaftsbasis erwartet wurde.
Ohne den Reibungsverlust umfangreicher Abstim-
mungsprozedere ist es dem DGB gelungen, sich in
der breiten Öffentlichkeit als Organisation darzustel-
len, die an der Seite der Menschen in Sachsen-Anhalt
steht. Zu Recht haben die Medien dem DGB in die-
sem Prozess die größte Kompetenz beigemessen. Ins-
besondere die Redaktionen überregionaler Zeitungen,
Magazine und elektronischer Medien haben ihre Sach-
sen-Anhalt-Recherchen zunächst mit einem Kontakt
zur DGB-Pressestelle begonnen. Die uns dabei zuge-
dachte Meinungsführerschaft musste also nur reali-
siert werden. Der DGB in Sachsen-Anhalt hat das ge-
tan. Allein der Pressespiegel des DGB-Landesverbandes
vom 10. bis 18. August 2004 – nur eine Auswahl! –
umfasst 70 Seiten. In den überregionalen Nachrichten-
kanälen des Internet wurden über Wochen unter den
Stichwörtern „DGB Sachsen-Anhalt“ und „DGB-Chef
Gebhardt“ täglich zahlreiche Artikel angezeigt.

Journalisten-Service
Weit weniger hohe Wellen schlugen indes ab Herbst
2004, als sich der DGB am Aufbau eines Informations-
netzes für ALGII-Betroffene beteiligte. Die dazu not-
wendige Öffentlichkeitsarbeit muss sich naturgemäß
mit Nachrichten in den Randspalten der Zeitungen
begnügen. Deutlich wurde in diesem Jahr wiederum,
dass sich die Arbeit für Journalistinnen und Journa-
listen weiterhin verdichtet hat. Das trifft auch für
öffentlich-rechtliche Anstalten zu. Kaum einer Redak-
tion wird noch eine eigene Recherchestruktur zugebil-
ligt. Das heißt, dass zunehmend auch beim DGB nach-
gefragt wird, wenn Reportagen und Berichte vorbe-
reitet werden. Insbesondere werden häufig sogenannte
„konkrete Personenfälle“ zur Illustration von ALGII-
Regelungen, zu Tariffragen oder zum Kündigungs-
schutz nachgefragt. Die DGB-Pressestelle übernimmt
in solchen Fällen die Aufgaben eines Journalisten-
büros, ohne daraus einen eigenen PR-Vorteil zu zie-
hen. Solche „Dienstleistungen“ sind aber im Sinne
der Kontaktpflege zu den Medien sinnvoll.

50 Das machen wir. 2004 • Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Die wirtschaftlich schwierige Situation der Verlage schafft immer auch Sonder-
konditionen für Anzeigenkunden. Hier konnten wir eine ganze Seite im sach-
sen-anhaltischen „Behördenverzeichnis 2005“ belegen: DGB-Imagewerbung,
scheinbar paradox, landesidentisch und zielgruppengenau.
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Dreyerstraße 6, 30169 Hannover
Fon: 0511 12601-0
Fax: 0511 12601-57
Net: www.niedersachsen.dgb.de

Bezirksvorsitzender 

Hartmut Tölle
Sekretariat: Brigitta Moleski
Fon: 0511 12601-21
E-Mail: brigitta.moleski@dgb.de

Jugend

Frank Ahrens
E-Mail: frank.ahrens@dgb.de
Sekretariat: Ute Kamradek
Fon: 0511 12601-61

Mädchenreferentin: Monika Berger
Fon: 0511 12601-68
E-Mail: monika.berger@dgb.de

Arbeitsmarkt und Beschäftigungs-
politik/Sozialpolitik/Handwerk

Ulrich Gransee
E-Mail: ulrich.gransee@dgb.de

Sozialpolitische Referentin: 
Christa Piatkowski
Fon: 0511 12601-31
E-Mail: christa.piatkowski@dgb.de
Sekretariat: Christina Hensel
Fon: 0511 / 12601–25

Frauen/Bildung/Öffentlicher Dienst/Beamte

Helga Papendick-Apel
E-Mail: helga.papendick@dgb.de
Sekretariat: Ruth Ziefke
Fon: 0511 12601–42

Berufliche Bildung

Fritz Stöcker
E-Mail: christa.woydte@dgb.de
Sekretariat: Christa Woydte
Fon: 0511 12601-10/-54

Wirtschafts- und Strukturpolitik, Umwelt-,
Europa- und 
Hochschulpolitik

N.N.
Sekretariat: Birgit Knopf
Fon: 0511 12601-33

Organisation/Interne Koordination

Walter Weike
E-Mail: walter.weike@dgb.de

Organisationsreferentin: 
Dorothea Braunert
Fon: 0511 12601-68
E-Mail: dorothea.braunert@dgb.de
Sekretariat: Tine Halm
Fon: 0511 12601–26

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit,
Medienpolitik

Tina Kolbeck
E-Mail: tina.kolbeck@dgb.de
Sekretariat: Birgit Knopf
Fon: 0511 12601-33

Der DGB in Hannover, 
Bremen und Magdeburg

DGB-Bezirksverwaltung Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt
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DGB Landesbüro Bremen

Bahnhofplatz 22–28, 28195 Bremen
Fon: 0421 33576-0
Fax: 0421 33576-60
E-Mail: bremen@dgb.de
Net: www.bremen-dgb.de

Landesvorsitzende

Helga Ziegert
E-Mail: helga.ziegert@dgb.de
Sekretariat: Heidemarie Fülleborn und
Ursel Lüllmann
Fon: 0421 33 576-10/-11

Abteilung Organisation I, AK Frauen, Allgemeine
und Berufliche Bildung

Henner Günther
E-Mail: henner.guenther@dgb.de
Sekretariat: Ursel Lüllmann und Elisabeth Stelling
Fon: 0421 33576-26

Abteilung Organisation II/Bremen Nord,
Allgemeine Organisation/Binnenstruktur

Helmut Rattai
E-Mail: helmut.rattai@dgb.de
Sekretariat: Elisabeth Stelling und
Ursel Lüllmann
Fon: 0421 33 576-25

Abteilung Organisation III/Bremerhaven,
Abteilung Hochschulpolitik

Reinhard Dietrich
E-Mail: reinhard.dietrich@dgb.de
Sekretariat: Hella Gallus
Fon: 0421 33576-20

DGB Jugend

Sabine Herold
E-Mail: sabine.herold@dgb.de
Sekretariat: Ursel Lüllmann und
Elisabeth Stelling
Fon: 0421 33 576-21

DGB Landesbüro Sachsen-Anhalt

Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon: 0391 62503-0
Fax: 0391 62503-27
Net: www.sachsen-anhalt.dgb.de

Landesvorsitzender

Udo Gebhardt
Sekretariat: Barbara Kaczmarek
Fon: 0391 62503-15
E-Mail: barbara.kaczmarek@dgb.de

Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Arbeitsmarkt

Klaus Zimmermann
E-Mail: klaus.zimmermann@dgb.de
Sekretariat: Renate Döring
Fon: 0391 62503-21

Bildung und Frauen

Petra Richter
E-Mail: petra.richter@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-22

Sozialpolitik, Öffentlicher 
Dienst / Beamte

Susanne Wiedemeyer
E-Mail: susanne.wiedemeyer@dgb.de
Sekretariat: Barbara Kaczmarek
Fon: 0391 62503-10

Jugend

Katrin Skirlo
E-Mail: katrin.skirlo@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-17/-30

Öffentlichkeitsarbeit, Grundsatz,
Medienpolitik, Migration

Bernhard Becker
E-Mail: bernhard.becker@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-22
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1
Region Ostfriesland – Nördliches
Emsland

Vorsitzender: Peter Goldschmidt

Jahnstraße 2, 26789 Leer
Fon: 0491 912130
Fax: 0491 9121315
E-Mail: leer@dgb.de

2
Region Oldenburg – Wilhelmshaven

Vorsitzender: Manfred Klöpper

Kaiserstraße 4 – 6, 26122 Oldenburg
Fon: 0441 218760
Fax: 0441 2187-54
E-Mail: oldenburg@dgb.de

Büro Wilhelmshaven

Weserstr. 51, 26382 Wilhelmshaven
Fon: 04421 18010
Fax: 04421 180119
E-Mail: wilhelmshaven@dgb.de

Nicht hauptamtlich besetzte Service-Büros:

Cloppenburg

Soestenstraße 10, 49661 Cloppenburg 
Fon: 04471/3028

Delmenhorst

Lange Str. 72, 27749 Delmenhorst 
Fon: 04221 17030  
Fax: 04221 120445

Brake

Schulstraße 7, 26919 Brake
Fon: 04401 4388
Fon: 04401 936008

Varel

Hansastraße 9 a, 26316 Varel 
Fon: 04451 5600 
Fax: 04451 957015

Lohne

Lindenstraße 10, 49393 Lohne 
Fon: 04442 3529
Fax: 04442 6840

Nordenham

An der Gate 9, 26954 Nordenham 
Fon: 04731/21205

3
Region Osnabrück – Emsland

Vorsitzender: Michael Zimball

August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 33806-0
Fax: 0541 33806-1529
E-Mail: osnabrueck@dgb.de

Büro Lingen/ Grafschaft Bentheim

Am Gasthausdamm 6, 49808 Lingen/Ems
Fon: 0591 9128211
Fax: 0591 9128220
E-Mail: lingen@dgb.de

4 
Region Bremen – Bremerhaven

Vorsitzende: Helga Ziegert

Bahnhofsplatz 22 – 28, 28195 Bremen
Fon: 0421 335760
Fax: 0421 3357660
E-mail: bremen@dgb.de

Büro Bremerhaven

Friedrich-Ebert-Straße 1, 27570 Bremerhaven
Fon: 0471 926270
Fax: 0471 9262711
E-Mail: reinhard.dietrich@dgb.de

Servicebüro
Gustav-Heinemann-Bürgerhaus

Kirchheide 49, 28757 Bremen

5 
Region Elbe – Weser

Vorsitzender: Annette Düring

Bahnhofstraße 26, 27472 Cuxhaven
Fon: 04721 35551
Fax: 04721 34895
E-Mail: cuxhaven@dgb.de

Servicebüro Osterholz

Lange Str. 27
27711 Osterholz-Scharmbeck
Fon: 04791 981902
Fax: 04791 2216

6 
Region Nord-Ost-Niedersachsen

Vorsitzender: Hans-Jürgen Dietrich

Heiligengeiststraße 28, 21335 Lüneburg
Fon: 04131 43107
Fax: 04131 733294
E-Mail: lueneburg@dgb.de

Büro Celle

Trift 21, 29221 Celle
Fon: 05141 9204-10/-11
Fax: 05141 920444
E-Mail: celle@dgb.de

Servicebüro Walsrode

Quintusstraße 13, 29664 Walsrode
Fon: 05161 2092
Fax: 05161 2094

7
Region Süd-Ost-Niedersachsen

Vorsitzender: Gundolf Algermissen

Obergstraße 3, 38102 Braunschweig
Fon: 0531 480960
Fax: 0531 4809617
E-Mail: braunschweig@dgb.de

Unsere Regionen, 
Geschäftsstellen 
und Servicebüros
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Servicebüro Peine

Lindenstraße 34, 31224 Peine
Fon: 05171 766415
Fax: 05171 766450 
E-Mail: peine@igmetall.de

Büro Wolfsburg

Siegfried-Ehlers-Straße 1, 38440 Wolfsburg
Fon: 05361 27800
Fax: 05361 278030
E-Mail: wolfsburg@dgb.de

Servicebüro Wolfenbüttel-Nord

Rosenwall1, 38300 Wolfenbüttel
Fon: 05331 27984
Fax: 05331 902062

Servicebüro Wolfenbüttel-Süd

Vorwerkstraße 11, 38315 Wolfenbüttel
Fon: 05334 1629

Servicebüro Helmstedt

Südstraße 2, 38350 Helmstedt
Fon: 05351 6351
Fax: 05351 42175

Servicebüro Salzgitter

Chemnitzer Str. 33, 38226 Salzgitter
Fon: 05341 884440
Fax: 05341 884420

8 
Region Niedersachsen-Mitte

Vorsitzender: Fred-Uwe Schulz

Otto-Brenner-Straße 1, 30159 Hannover
Fon: 0511 163870
Fax: 0511 1638734
E-Mail: hannover@dgb.de

Büro Hildesheim

Osterstraße 39 a, 31134 Hildesheim
Fon: 05121 7499530, Fax: 05121 514953
E-Mail: hildesheim@dgb.de

Büro Nienburg/Weser 

Mühlenstraße 14, 31582 Nienburg
Fon: 05021 607077
Fax: 05021 961925
E-Mail: nienburg@dgb.de
Büro Hameln

Kastanienwall 52, 31785 Hameln
Fon: 05151 9366840
Fax: 05151 9366849
E-Mail: hameln@dgb.de

Servicebüro Holzminden

Wilhelm-Raabe-Straße 3
37603 Holzminden
Fon: 05531 4452
Fax: 05531 13841

9
Region Südniedersachsen – Harz

Vorsitzender: Sebastian Wertmüller

Obere Masch 10, 37073 Göttingen
Fon: 0551 44097
Fax: 0551 486382
E-Mail: goettingen@dgb.de

Büro Harz

Klosterstraße 1, 38640 Goslar/Harz
Fon: 05321 22452
Fax: 05321 25477
E-Mail: goslar@dgb.de

10
Region Magdeburg – Altmark

Vorsitzender: Siegfried Stegner

Otto-Guericke-Straße 6
39104 Magdeburg
Fon: 0391 5334410
Fax: 0391 5334418
E-Mail: magdeburg@dgb.de

Büro Stendal

Stadtseeallee 1, 39576 Stendal
Fon: 03931 715665
Fax: 03931 216080
E-Mail: magdeburg@dgb.de

11
Region Halberstadt

Vorsitzende: Dr. Elisabeth Martin

Theaterstraße 1, 38820 Halberstadt
Fon: 03941 693022
Fax: 03941 443041
E-Mail: halberstadt@dgb.de

12
Region Dessau

Vorsitzender: Michael Kleber

Grenzstr 5, 06849 Dessau
Fon: 0340 800210
Fax: 0340 8002140
E-Mail: dessau@dgb.de

13
Region Sachsen-Anhalt/Süd

Vorsitzender: Johannes Krause

Kleiner Berlin 2, 06108 Halle
Fon: 0345 6826911
Fax: 0345 6826910
E-Mail: halle@dgb.de

Büro Naumburg

Rosa-Luxemburg-Str. 24, 06618 Naumburg
Fon: 03445 703431
Fax: 03445 703426

Servicebüro Sangerhausen

Kylische Str 54, 06526 Sangerhausen
Fon: 03464 571454
Fax: 03464 571455
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Unsere Partner vor Ort

Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Niedersachsen e. V.

Leiter: Carl-Bertil Schwabe

Dreyerstr. 6, 30169 Hannover
Fon: 0511 16491-0
Fax: 0511 16491-26
E-Mail: lgst@arbeitundleben-nds.de
Net: www.arbeitundleben-nds.de

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Sachsen-Anhalt e.V.

Geschäftsführender pädagogischer Leiter:
Udo Schmode

Stresemannstraße 18/19, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 62349-5 
Fax: 0391 62349-80
E-Mail: magdeburg@arbeitundleben-nds.de
Net: www.sachsen-anhalt.arbeitundleben.de

Informations- und Dokumentationsstellen
Gewerkschaften

TIB/UB Hannover, Gewerkschaftsarchiv

Fachbereichsbibliothek Sozialwissenschaften der NLB
Ansprechpartner: Winfried Kullmann

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 9.00-18.00h

Theodor-Lessing-Haus, Welfengarten 2C 
30167 Hannover
Fon: 0511 7625455 
Fax: 0511 7625988
E-mail: winfried.kullmann@tib.uni-hannover.de

Dokumentationszentrum Europäische
Gewerkschaftspublikationen (DEG)

Kooperationsbereich Universität – Arbeitskammer

Ansprechpartner: 
Wolfgang Wiezoreck-Heimann, Dr. Hans-Jürgen Hopp

Parkallee 39, PF 330440, 28334 Bremen
Fon: 0421 218-27 19
Fax: 0421 218-46 58
E-mail: www-deg@barkhof.uni-bremen.de
Net: www.deg.uni-bremen.de

Technologieberatungsstellen

Technologie-Beratungs-System der
Arbeitnehmerkammern Bremen

Bürgerstr. 1, 28195 Bremen
Fon: 0421 36301-956
Fax: 0421 36301-999
E-mail: tbsak@arbeiterkammer.de
Net: www.arbeiterkammer.de/tbs/

GAISA – Gesellschaft zur Förderung arbeitsorien-
tierter, innovativer Strukturentwicklung in
Sachsen-Anhalt e. V. 

Geschäftsführer: Dr. Uwe Neumann 

Braunschweiger Str. 88, 39112 Magdeburg 
Fon: 0391 6106690 
Fax: 0391 6106699
E-Mail: gaisa@t-online.de 
Net: www.gaisa.de

Technologieberatungsstelle (TBS) 
beim DGB Niedersachsen

Ansprechpartner: Dr. Michael Bonder

Gredelfeldstr. 42, 30459 Hannover
Fon: 0511 16304-0
Fax: 0511 16304-20
E-mail: na@tbs-niedersachsen.de
Net: www.tbs-niedersachsen.de



Kooperationsstellen Hochschulen-
Gewerkschaften in Niedersachsen/Bremen

Institut Arbeit und Wirtschaft (IAW)

Prof. Dr. Rudolf Hickel
Parkallee 39, 28209 Bremen
Fon: 0421 218327881
Fax: 0421 2182680
E-Mail: msalva@iaw.uni-bremen.de
Net: www.iaw.uni-bremen.de

Kooperationsstelle Hochschule und Gewerkschaften
an der Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg

Harald Büsing

Ammerländer Heerstr. 114 – 118, 26129 Oldenburg
Fon: 0441 798-2909
Fax: 0441 798192909
E-Mail: harald.buesing@uni-oldenburg.de
Net: www.uni-oldenburg.de/kooperationsstelle

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften in Osnabrück

Manfred Flore

August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 33807-14
Fax: 0541 3380777
E-Mail: koophgos@uni-osnabrueck.de
Net: www.koophgos.uni-osnabrueck.de

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften Hannover-Hildesheim

Klaus Pape

Lange Laube 32, 30159 Hannover
Fon: 0511 762-19145
Fax: 0511 762-19321
E-mail: klaus.pape@zew.uni-hannover.de
Net: www.koop-hg.de

Kooperationsstelle Hochschulen –
Gewerkschaften TU Braunschweig

Ina Biethan, Claudia Schünemann

Konstantin-Uhde-Str. 4, 38106 Braunschweig
Fon: 0531 391-4280
Fax: 0531 391-4282
E-mail: koop-son@tu-bs.de
Net: www.tu-bs.de/koop-bs/

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften Göttingen 

Dr. Frank Mußmann

Humboldtallee 15, 37073 Göttingen
Fon: 0551 394756
Fax: 0551 3914049
E-mail: kooperationsstelle@uni-goettingen.de
Net: www.kooperationsstelle.uni-goettingen.de

Kooperationsstellen Wissenschaft/
Arbeitswelt Halle

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
Franzosenweg 7, Haus 3, 06099 Halle (Saale) 
Fon: 0345 5523840
Fax: 0345 5527331
E-mail: koop-dgb@uni-halle.de
Net: www.koop-dgb.uni-halle.de
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